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Der Umgang mit Armen – insbesondere mit Obdachlosen – ist stets das Spiegelbild der 
bestehenden politischen, wirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse. Von 
der christlich geprägten Armenfürsorge des frühen Mittelalters über die polizeilich-restriktiven 
Maßnahmen Preußens bis zur systematischen Vernichtung durch Arbeit in den Konzentrati-
onslagern des Dritten Reiches – den Herrschenden offenbarte sich von jeher ein weiter 
Handlungsspielraum, um das Problem Obdachlosigkeit zu instrumentalisieren, zu kontrollie-
ren oder brutal zu beseitigen (vgl. MEIER 2005, RADTKE 1993, AYAß 1995, SCHENK 2004: 7-
75). Noch bis in die 1970er Jahre dominierte in der kommunalen Obdachlosenpolitik der 
Bundesrepublik Deutschland eine Containment-Strategy, nach welcher sogenannte Nicht-
sesshafte in großen Exmittiertensiedlungen in Stadtrandlage, meist unter katastrophalen 
hygienischen Bedingungen, zwangsuntergebracht wurden (vgl. PAEGELOW 2009: 33-35, 
PREUßER 1993: 103ff.). Bettelei und Landstreicherei galten laut Strafgesetzbuch als zu ahn-
dende Rechtsverstöße. Erst die Sozialreformen zwischen 1969 und 1974 bewirkten einen 
Wandel (vgl. BUSCH-GERTSEMA 2006: 5, PAEGELOW 2009: 35). Obdachlosigkeit wurde seit-
dem weniger als individuelle, sittlich-moralische Verfehlung, sondern verstärkt als soziales 
Problem wahrgenommen. Gleichzeitig festigte sich der humanistische Anspruch, allen Bür-
gern ein menschenwürdiges Dasein zu ermöglichen. Das sozialstaatliche Fürsorgesystem 
wurde ausgebaut und Obdachlosigkeit entkriminalisiert.  
Seit Mitte der 1990er Jahre beschreiben kritische Stadtforscher in den USA einen Wandel 
in der dortigen Obdachlosenpolitik. Demnach bewirkt eine Kommodifizierung (Definition sie-
he Seite 4) des öffentlichen Raums dessen Zerstörung und damit auch die intensive Ver-
drängung, Marginalisierung und Rekriminalisierung der von der Mehrheitsgesellschaft uner-
wünschten Randgruppen, wie z.B. Obdachlose (vgl. SMITH 1996, MITCHELL 1997). Das Vor-
gehen im „battle against the homeless“ (DEVERTEUIL et. al 2009a: 648) wurde sowohl allge-
mein als auch anhand von Beispielen verschiedener nordamerikanischer Städte beschrieben 
und beeinflusst seit einiger Zeit den stadtgeographischen Diskurs in den USA und Kanada 
(vgl. LAW 2001, BRINEGAR 2003, COLLINS & BLOMLEY 2003, LEE & FARELL 2003, MITCHELL 
2003, 2007, FARELL 2005, BLOMLEY 2006, DELCASINO & JOCOY 2008, VALVERDE 2009, MIT-
CHELL & HEYNEN 2009, DEVERTEUIL et. al 2009a, 2009b). Die Thesen von der „Amerikanisie-
rung der [Europäischen] Städte“ (HÄUßERMANN 1998: 173) und der globalen Expansion re-
striktiver Ordnungs- und Sicherheitspolitiken (vgl. SMITH 2009) werfen hier nun die Frage auf, 
inwiefern in Berlin vergleichbare Verdrängungsprozesse stattfinden. Eine ähnliche Untersu-
chung gibt es bereits für München (vgl. KÖRNER 2006). 
Kritiker werfen den Vertretern der Kommodifizierungstheorien vor, sie würden zu allgemein, 
zu analytisch, zu generalisierend argumentieren (vgl. DEVERTEUIL et. al 2009a: 650 f.). Dem-
nach beschreiben sie zwar das ökonomisch-politische Wirkungsgefüge, welches zu städti-
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schen Verdrängungsszenarien führt, lassen jedoch die konkreten Auswirkungen für die Be-
troffenen und besonders deren Wahrnehmung weitgehend unberücksichtigt (ebd.). Dieses 
Defizit soll in der vorliegenden Arbeit vermieden werden. Daher ergeben sich für diese Un-
tersuchung folgende Fragestellungen:  
 
1.  Findet in Berlin eine Kommodifizierung des öffentlichen Raums statt?  
2.  Inwiefern wirkt diese als Verdrängungsmechanismus für die Gruppe der Obdachlosen? 
 
Um diese Fragen zu beantworten, soll folgendermaßen vorgegangen werden: 
Zunächst werden in einer theoretischen Vorbetrachtung die für die Arbeit relevanten Fach-
begriffe definiert und der Prozess der Kommodifizierung öffentlicher Räume anhand der 
Fachliteratur allgemein erläutert. Hierbei soll sowohl auf die Absichten der Akteure als auch 
auf die verschiedenen Formen der Kommodifizierung eingegangen werden. Die Vorbetrach-
tung ist der Analyserahmen für die oben genannte Fragestellung. Anschließend wird unter-
sucht, in welchem Maße Kommodifizierungsprozesse in Berlin stattfinden und wie sich diese 
auf das Leben der Obdachlosen auswirken. Um das zu ermitteln, wird mittels freier Inter-
views mit Wohnungslosen und Sozialarbeitern die Geographie der Obdachlosigkeit – also 
die Nutzung des urbanen Raums durch Menschen ohne festen Wohnsitz – analysiert. Das 
umfasst z.B. häufig aufgesuchte, gemiedene oder unzugängliche Orte, regelmäßige Routen, 
notwendige Wege und Art bzw. Umfang ihrer Mobilität. Darüber hinaus ist entscheidend, wie 
die Untersuchungsgruppe eine eventuelle Verdrängung wahrnimmt. Daher soll bei den Be-
fragungen auch auf städtische Verdrängungsmechanismen eingegangen werden. 
 
 
2  Theoretische Vorbetrachtung 
 
Gemäß der Definition der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. (BAG W) 
gelten Personen als wohnungslos, wenn sie über keinen eigenen mietvertraglich abgesicher-
ten Wohnraum verfügen (vgl. BAG-W 2010a). Wohnungslose sind demnach alle Menschen, 
die in kommunalen Einrichtungen wie Heimen, Anstalten, Gefängnissen oder Frauenhäu-
sern, in Pensionen, in Notunterkünften oder bei Freunden, Bekannten sowie Verwandten 
untergebracht sind und jene, die auf der Straße leben. Im gegenwärtigen Diskurs werden die 
Begriffe Obdachlosigkeit und Wohnungslosigkeit voneinander abgegrenzt (vgl. PAEGELOW 
2009: 12).  
Bei Obdachlosigkeit handelt es sich demnach um eine Spezifizierung der Wohnungslosig-
keit. Sie beschreibt den Zustand, in dem Menschen über keine feste Unterkunft verfügen und 
ausschließlich im Freien oder kurzzeitig in Notunterkünften übernachten (ebd.).  
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Obdachlose verfügen über keinen privaten Rückzugsraum. Sie sind daher besonders an 
die Existenz öffentlichen Raums gebunden. Für die weitergehende Betrachtung ist daher die 
sachliche Bestimmung und Abgrenzung des Raumbegriffs notwendig. In der aktuellen Litera-
tur zur Stadtentwicklung werden mindestens drei Bedeutungsebenen des öffentlichen 
Raums unterschieden (vgl. GLASZE 2001: 161, BELINA 2006: 205, WEHRHEIM 2006: 22-24, 
BREUER 2004: 700): 
  
1. Öffentlicher Raum sind Gebiete im staatlichen bzw. kommunalen Eigentum, die von 
der öffentlichen Hand verwaltet werden. 
2. Öffentlicher Raum umfasst alle Orte der Öffentlichkeit, die für jeden frei zugänglich 
sind. 
3. Öffentlicher Raum beschreibt Orte der Begegnung und der Kommunikation, der Erho-
lung, des Handels, der Versammlung, der Interessenartikulation, der politischen Wil-
lensbildung und des kulturellen Lebens. Hierin „verwirklicht sich der Mensch als so-
ziales Wesen“ (KIRSCH 2003: 18).  
 
Damit umfasst der öffentliche Raum im traditionellen Sinne Wege, Straßen, Plätze und 
Parks. Privater Raum hingegen ist als Ergebnis von Privatisierung Eigentum nichtstaatlicher 
Akteure. Benno KIRSCH weist darauf hin, dass die Unterscheidung von Privatem und Öffent-
lichem nicht immer eindeutig ist (ebd. 2003: 19f.) Häufig existieren Zwischenformen, die sich 
zwar in staatlichem Besitz befinden, jedoch nur einer Teilöffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden (z.B. Schulen, Kasernen) oder jene, die entweder privat verwaltet werden, aber für 
jeden zugänglich sind (z.B. Einkaufszentren) bzw. staatlich bezuschusst oder mitgetragen 
werden (z.B. ÖPNV). Die letzteren beiden Mischformen sind für diese Untersuchung wichtig. 
Die Fachliteratur benennt sie unter anderem als mass private property, öffentlichen Privatbe-
sitz, private Öffentlichkeit, hybride Öffentlichkeit oder – bezogen auf den Raumdiskurs – als 
semi-öffentlichen Raum (vgl. KIRSCH 2003: 20 f.; vgl. MOHRENDIECK 2003: 60f., WEHRHEIM 
2006: 22). 
Der Begriff Kommodifizierung bedeutet Ökonomisierung, mit dem Ziel, etwas in eine Ware 
mit Mehrwert zu überführen. Im Zusammenhang mit urbanem öffentlichen Raum wird er be-
sonders durch die Vertreter der Radical Geography verwendet. Diese setzen sich, basierend 
auf den neomarxistischen Arbeiten der 1970er Jahre von Henri Levèbre und David Harvey, 
kritisch mit gesellschaftlichen Raumproduktionen auseinander. Sie lehnen besonders die 
Verwendung des absoluten, deterministischen Raumkonzeptes in der traditionellen Wirt-
schafts- und Sozialgeographie ab und untersuchen stattdessen die soziale Produktion von 
Raum (BELINA 1999: 59). Entsprechend dieser Grundauffassung soll in dieser Arbeit auch 
die Kommodifizierung des öffentlichen Raums betrachtet werden. Dabei geht es darum, ge-
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samtgesellschaftlichen Raum profitorientiert umzugestalten, um ihn wirtschaftlicher zu ma-
chen. Dabei kann dieser Vorgang mit einer Privatisierung einhergehen, muss dies aber nicht 
tun (vgl. RIGAKOS 2007: 42).  
Don MITCHELL beschreibt die Kommodifizierung als einen für das globalisierte kapitalisti-
sche System logischen Vorgang, der besonders im Zuge der Tertialisierung der Wirtschaft 
an Bedeutung gewinnt (ebd. 1997). So ist das Kapital immer in einem gewissen Grad auf 
räumliche Fixiertheit angewiesen, um dem ihm immanenten Zwang zu akkumulieren gerecht 
zu werden. Es wird z.B. durch Investoren in Form von Gebäuden, Brach-, Wohn- oder Ge-
werbeflächen angelegt. Diese örtliche Gebundenheit stellt für Unternehmer ein entscheiden-
des Risiko dar, denn Eigentum und Investitionen könnten aus verschiedenen Gründen ent-
wertet werden. Gleichzeitig sieht sich die öffentliche Hand in der Pflicht, neues Kapital anzu-
locken, um den allgemeinen Wohlstand zu mehren. Somit befinden sich Städte, besonders 
mit dem Wegbrechen ihrer altindustriellen Basis, als individuelle Standorte in ständiger Kon-
kurrenz zueinander um gewinnträchtige Unternehmen und gehobene Dienstleister (vgl. 
WEHRHEIM 2006: 27). Ähnlich verhält es sich mit symbolischem Kapital, welches durch den 
Aufenthalt finanzkräftiger Touristen oder die Ansiedlung einer wohlhabenden Mittel- und 
Oberschicht personalisiert wird. Die „unternehmerische Stadt“ (BECKER 2001) muss attraktiv 
sein, um im globalen Wettbewerb der World Citys bestehen zu können und sieht sich daher 
gezwungen, „eine scheinbar stabile, geordnete urbane Landschaft als positiven Anreiz für 
weitere Investitionen zu schaffen und die Rentabilität der gegenwärtigen Investitionen in den 
Kerngebieten der Stadt aufrechtzuerhalten.“ (MITCHELL 1997: 273). Das Ziel ist eine Ästheti-
sierung der Stadt – „Image becomes everything“ (ebd: 304). Dabei orientiert man sich gene-
rell an gut-bürgerlichen Klischees, die eher für Vororte oder Kleinstädte typisch sind: hohe 
konforme Verhaltensstandards, Ordnung und soziale Kontrolle (vgl. RONNEBERGER 2001: 
37). Das „Subproletariat der Metropolen“ (BELINA 1999: 60), wie z.B. Obdachlose, Bettler, 
Punks, Straßenkünstler, Alkohol- und Drogenabhängige, Immigranten, Prostituierte und an-
dere Randgruppen, die dieses Image stören und nicht den Wertevorstellungen der Mehr-
heitsgesellschaft entsprechen, gelten als umsatzschädigend. Sie werden als Sicherheitsrisi-
ko umgedeutet und durch verschiedene Maßnahmen aus dem öffentlichen Raum verdrängt 
(vgl. ebd.: 61). MITCHELL betont, es sei dabei irrelevant, „ob Kapital wirklich so funktioniert: es 
reicht vollkommen aus, dass diejenigen in den machtvollen Positionen denken, dass es so 
funktioniert.“ (ebd. 1997: 274)  
Der Prozess der Verdrängung soll fortan stets als das Zusammenspiel aus sozialer Exklu-
sion und räumlicher Ausgrenzung verstanden werden. Hierbei wird bereits die thematische 
Relevanz der Geographie deutlich.  
Jan WEHRHEIM unterscheidet vier Dimensionen der Intervention: Das Recht, das Personal, 
die Technik und die architektonische Gestaltung von Räumen (vgl. ebd. 2006: 50). Sie sind 
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gute Kriterien, um eine Verdrängung durch Kommodifizierung beurteilen zu können und sol-
len im zweiten Teil dieser Arbeit zur Beurteilung der Berliner Verhältnisse dienen. Im Folgen-
den werden sie allgemein betrachtet: 
 
• Das Recht: Die Grundlagen für ordnungspolitische Maßnahmen bilden die Festlegung 
von Regeln und Normen für den öffentlichen Raum. Zwei gängige Methoden wären hier-
für anzuführen: Die Novellierung öffentlichen Rechts und die Rechtsschaffung durch Pri-
vatisierung öffentlicher Räume. 
Als Beispiel für die erstgenannte Form gelten die sogenannten „Anti-Obdachlosen-
Gesetze“ (MITCHELL 1997: 259) in den USA, welche seit den 1980er Jahren in verschie-
denen Städten verabschiedet werden, dort die akzeptierten Verhaltensweisen im öffentli-
chen Raum neu definieren und damit erheblich einschränken. Eine Untersuchung von 
235 großen US-Städten hat ergeben, dass es unter anderem verboten ist, in der Öffent-
lichkeit zu kampieren (33%), herumzulungern (47%), zu betteln (47%) oder auf Bürger-
steigen zu sitzen bzw. zu liegen (30%) (vgl. NLCHP & NCH 2009: 9ff.). Andere Verord-
nungen untersagen öffentliches Urinieren oder Schlafen, das Schlendern durch Parkhäu-
ser, das Putzen von Windschutzscheiben, Straßenperformances, das Sammeln oder 
Durchsuchen von Müll, das Verströmen unangenehmer Gerüche und direkte Hilfeleistun-
gen gegenüber „Landstreichern“ (vgl. ebd. 2009: 165ff.). Dabei beziehen sie sich entwe-
der auf die gesamte Stadt oder auf festgelegte Orte, wie zum Beispiel das Stadtzentrum. 
In Berkeley oder New York kann bereits der längere, unbegründete Aufenthalt an einer 
öffentlichen Stelle Grund für eine Inhaftierung durch die Polizei darstellen (WEHRHEIM 
2006: 52).  
Die Neudefinition akzeptierter Verhaltensweisen verbietet jene menschlichen Tätigkei-
ten, denen besonders Personen ohne privaten Raum in der Öffentlichkeit nachgehen 
müssen. „Überleben selbst wird kriminalisiert.“ (MITCHELL 1997:261) Die Anti-
Obdachlosen-Gesetze der USA zielen darauf ab, den Handlungsspielraum obdachloser 
Menschen einzuschränken, um sie aus dem Stadtbild oder bestimmten Teilen der Stadt 
zu verdrängen. Damit würde aber auch der öffentliche Raum als sozialer Ausgleichraum 
per se verschwinden. MITCHELL bezeichnet dies als die „Vernichtung des Raums per Ge-
setz“ (ebd. 1997: 256ff.). 
Die zweite Methode den Rechtsstatus eines Raumes zu verändern, erfolgt durch die 
Privatisierung desselben. Dabei wird öffentlicher Raum im eigentumsrechtlichen Sinn in 
privaten überführt. Oftmals bleibt er aber dennoch der Allgemeinheit oder einem Teil der 
Gesellschaft zugänglich. Der private Status des semi-öffentlichen Raums ist nur selten 
erkennbar. Dennoch regulieren oft substrafrechtliche Partikularnormen in Form von 
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Hausordnungen deren Nutzung. Dabei werden Normierungen vorgenommen, die weit 
unter strafrechtlich relevanten Tatbeständen ansetzen (vgl. WEHRHEIM 2006: 56).  
Formen öffentlichen Privatbesitzes sind zum Beispiel Einkaufszentren, Business Im-
provement Districts (BID), der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), privatisierte Bür-
gersteige, Straßen, Parks, Plätze oder Wohngebiete. Diese sollen später für Berlin ge-
nauer betrachten werden. 
 
• Das Personal: Entscheidend für die Umsetzung der geltenden Regelungen ist deren 
Durchsetzung durch Ordnungskräfte. Dabei geht es darum, Verstöße zu ahnden. Der 
deutschen Polizei bieten sich verschiedene Maßnahmen, um gegen die „Störung der öf-
fentliche Ordnung“ vorzugehen (vgl. WEHRHEIM 2006: 56-61, BELINA 2006: 221 ff.). Dazu 
zählt der kurzzeitige Platzverweis, die Verhängung eines bis zu zwölf Monaten gültigen 
Aufenthaltsverbotes oder einer mehrjährigen Verbannung. Darüber hinaus können bei 
Rechtsverstößen Geldstrafen verhängt oder Ingewahrsamnahmen durchgesetzt werden. 
Im semi-öffentlichen Raum agieren vorwiegend private Sicherheitsdienste. Diese drän-
gen derzeit verstärkt in den öffentlichen Raum und übernehmen zunehmend polizeiho-
heitliche Aufgaben (vgl. EICK 2007: 60 ff., BRUNST 2004, MOHRENDIECK 2003: 1). Zwi-
schen sieben und dreizehn Prozent der Beschäftigten privater Sicherheitsdienste sind in 
Deutschland im öffentlichen Raum tätig (vgl. EICK 2007: 42). Zudem wird die Zusam-
menarbeit zwischen privaten und staatlichen Ordnungshütern stärker miteinander ver-
zahnt (vgl. KIRSCH 2003, BRUNST & KORELL 2001). Dies gilt jedoch nicht als staatlicher 
Rückzug aus dem öffentlichen Raum. Vielmehr ist es Ausdruck einer modifizierten Poli-
zeiarbeit durch ein zunehmend kommodifiziertes Sicherheitsgewerbe, welches sich dank 
intensiver Lobbyarbeit zu einer profitablen Branche entwickelt hat (s. Tab. 1, vgl. BELINA 
2008:2, BRUNST 2004, EICK 2007: 57ff.). Die Wahrung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung ist jedoch als Bestandteil des hoheitlichen Gewaltmonopols eine traditionell an-
erkannte Staatsaufgabe (vgl. MOHRENDIECK 2003: 1). Sie unterliegt, anders als der kom-
merzielle Sicherheitssektor, demokratischen Kontrollmechanismen. Unter Juristen ist da-
her die Rechtsstaatlichkeit einer privatisierten öffentlichen Sicherheit umstritten (ebd.: 
57ff.).  
 
Tab. 1: Firmen, Beschäftigte und Umsatz kommerzieller Sicherheitsdienste in Deutschland 
Jahr 1970 1980 1990 1997 1998 2002 2005 
Firmen 325 542 835 2.065 2.100 3.000 3.000 
Beschäftigte 47.400 61.700 105.000 121.300 133.000 145.000 200.000 
Umsatz in Mrd. € 0,3 0,5 1,2 2,0 5,1 4,0 6,0 
Quelle: EICK 2007: 60 
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• Die Technik: Beim Einsatz moderner Technik zur Kontrolle von Räumen und den sich 
darin aufhaltenden Personen orientieren sich Städte an den bewährten Mitteln der Pri-
vatwirtschaft (vgl. GARLAND 2001: 291). Die rasante Entwicklung von Computer-, Foto- 
und Kommunikationstechniken ermöglichen eine zunehmend optische Überwachung öf-
fentlicher und semi-öffentlicher Räume. Die stationäre Videoüberwachung übernimmt 
dabei die bedeutendste Funktion. Bundesweit wird die Überwachung öffentlicher Räume 
mittels CCTV-Systemen (closed circuit television) ausgebaut und ihr Betrieb privatisiert 
(vgl. BRUNST 2004,  KIRSCH 2003: 103, TÖPFER 2007: 212ff.). Zudem kann die Technik 
durch den Einsatz von Lichtschranken oder Bewegungsmeldern ergänzt werden (vgl. 
WEHRHEIM 2006: 80). Der Einsatz von Computersoftware zur automatischen Gesichts- 
und Devianzerkennung wird derzeit in verschiedenen Modellversuchen getestet (vgl. 
ebd.: 81, BELINA 2006: 219). Kritiker wiesen nach, dass CCTV-Maßnahmen für Strafver-
folgungen krimineller Vergehen äußerst unwirksam sind und im besten Fall deren räumli-
che Verlagerung fördern (vgl. BELINA 2006: 217ff., NORRIS & ARMSTRONG  1998, 1999: 
63ff.). Andererseits wird der stark „selektive Blick der Überwachungskameras“ (WILLIAMS 
& JOHNSTONE 2000: 192) bevorzugt und auch offenkundig dafür genutzt, um uner-
wünschte Personen, wie Punks oder Obdachlose aufgrund deren Erscheinungsbildes zu 
exkludieren und somit das Image der Stadtzentren als attraktive Standorte wiederherzu-
stellen (vgl. ebd.: 193, GRAHAM 1998: 101, WEHRHEIM 2006: 95, Belina 2006: 217). 
 
• Die architektonische Gestaltung von Räumen: Monika WAGNER untersucht die Gestal-
tung von Plätzen in New York und analysiert darin ein „Zeichensystem der Exklusion, das 
der sozialen Reinigung des öffentlichen Raumes“ diene (ebd. 1993: 287). Sie zeigt, dass 
Räume durch Sauberkeit und Ästhetik symbolisch angeeignet und hierarchisch gegliedert 
werden. Gestaltung, welche die eine soziale Gruppe anzieht, wird eine andere vom Be-
treten abhalten. So können bereits der exzessive Einsatz edler Baumaterialien und eine 
vornehme Raumeinrichtung unterschwellig ausgrenzend wirken (vgl. ebd. 1993: 292). 
Raumgestaltungen können aber auch so gewählt werden, dass sie gezielt unerwünsch-
te Nutzformen erschweren oder verhindern (vgl. WEHRHEIM 2006: 107 ff.). Unübersichtli-
che Ecken und Nischen werden zum Beispiel umgebaut, damit sie ihre Funktion als mög-
liche Rückzugsmöglichkeit verlieren. Mauern und Zäune können den Zugang zu be-
stimmten Flächen verhindern. Weiterhin gibt es sogenannte Behinderungsmöblierungen. 
Bänke werden zum Beispiel so gestaltet, dass sie zwar zum kurzen Verweilen, nicht aber 
zum Liegen genutzt werden können. Metallspitzen auf Mauervorsprüngen oder Blumen-
kästen unterbinden hingegen das Sitzen oder Anlehnen. In anderen Fällen wird die für 
Obdachlose notwendige Infrastruktur zur Hygiene wie Brunnen, Pumpen, öffentliche 
Wasserhähne oder Toiletten entfernt. 
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Restriktive Raumaufwertungsstrategien basieren auf den vier genannten Interventionsdi-
mensionen. Gleichzeitig verknüpfen sie inhaltlich die Forderung nach Ordnung an das Krite-
rium der öffentlichen Sicherheit, um ihr Vorgehen moralisch zu rechtfertigen. Eine soziologi-
sche Grundlage für diese umstrittene Korrelation bietet die 1982 postulierte Broken Win-
dows-These von James Q. WILSON und George L. KELLING. Sie führt aus, dass das negative 
Erscheinungsbild einer Wohngegend (z.B. eine zerbrochene Fensterscheibe) unabhängig 
von der objektiven Sicherheitslage Kriminalitätsfurcht bedinge. Dies führe zu einer abneh-
menden Präsenz der Menschen und somit zu einer geringeren sozialen Kontrolle, was wie-
derum weitere Ordnungswidrigkeiten und Kriminalität bewirke. Parallelen zur Obdachlosig-
keit ziehen die Autoren mit den Worten „The unchecked panhandler is, in effect, the first bro-
ken window.“ (WILSON & KELLING 1982) Gemäß dieser Idee entwickelten 1994 der New Yor-
ker Bürgermeister Rudolph Giuliani und der Polizeichef Bill Bratton das restriktive Sicher-
heitskonzept der Zero-Tolerance (vgl. MITCHELL 1997: 264). Es beinhaltet die Verschärfung 
des Rechts, umfassende Präventionsmaßnahmen im öffentlichen Raum und hartes Durch-
greifen der Polizei selbst bei kleinen Vergehen (vgl. BRÜCHERT & STEINERT 1998). Es hat 
international, besonders unter Konservativen und Wirtschaftsliberalen großen Zuspruch ge-
wonnen (vgl. SIMON 2001: 26 ff.). Die Maßnahmen der Zero-Tolerance-Politik betreffen im 
besonderen Maße das Leben der Obdachlosen, weil sie alltägliche Tätigkeiten sanktioniert, 
denen Menschen ohne Wohnung im öffentlichen Raum nachkommen müssen (vgl. MITCHELL 
1997: 259). Dadurch werden Obdachlose, nicht aber die Obdachlosigkeit an sich bekämpft. 
MITCHELL erkennt in dieser Politik den Charakter der von Neil Smith 1996 postulierten „re-
vanchistischen Stadt“ (vgl. ebd. 1997: 258). Ihr Ziel sei die vollständige Rückeroberung der 
Innenstädte durch die funktionalen Eliten der gegenwärtigen Gesellschaft. Dabei tragen die-
se ihre suburban geprägten Vorstellungen von „geordneten Landschaften“ in die Zentren. Sie 
fordern und fördern die Aufwertung des urbanen Raums und setzen sie auch unter Zuhilfe-
nahme staatlicher Repression durch. Das Ergebnis einer so vollzogenen radikalen Gentrifi-
cation ist dann die vollständige Verdrängung der dort ursprünglich lebenden Armen (vgl. Giu-
liani in: SMITH 1996: 230). 
Um Politik der Verdrängung gesellschaftlich zu rechtfertigen, werden die Ursachen der Ar-
mut im politisch-medialen Diskurs zunehmend individualisiert (vgl. WEHRHEIM 2006: 25, BE-
LINA 1999: 60). Strukturelle und wirtschaftliche Gründe für Obdachlosigkeit werden hingegen 
vornehmlich ausgeblendet (vgl. MITCHELL 1997: 274). Demnach verweigerten Obdachlose 
selbst die Vorzüge der Gesellschaft. Sie gelten in dem Sinne als freiwillig obdachlos. Gleich-
zeitig forcieren Medien anhand von öffentlichkeitswirksamen Einzelfällen vorrangig das Ge-
fühl einer allgegenwärtigen Unsicherheit im öffentlichen Raum (vgl. GARLAND 2001: 287 ff., 
NCJC 1995, SIEBEL 2003: 256). Sie schaffen eine Korrelation zwischen Armut und Kriminali-
tät und tragen maßgeblich zur Manifestation von Stereotypen bei (WEHRHEIM 2006: 25). 
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Normabweichler und Randgruppen erscheinen zunehmend als Sicherheitsrisiko für die Ge-
sellschaft. Ihre Disziplinierung wird damit in den Köpfen vieler Menschen nicht nur erstre-
benswert, sondern auch notwendig (vgl. MITCHELL 1997: 275 ff.). Diese Auffassung geht ein-
her mit einer hohen gesellschaftlichen Akzeptanz der Konsumgesellschaft für eine entspre-
chende Verdrängungspolitik. So plädieren gegenwärtig ca. 35% aller Bundesbürger für die 
Entfernung der Obdachlosen aus den Fußgängerzonen (vgl. IKG 2006). Heitmeyer erkennt 
darin die Heterophobie der modernen Gesellschaft und beschreibt diese als die Folge einer 
zunehmenden „Ökonomisierung des Sozialen“ (vgl. HEITMEYER & ENDRIKAT. 2008: 55ff.). 
Das heißt, dass Menschen im Zuge des „Wandels von der Marktwirtschaft zur Marktgesell-
schaft“ (ebd.: 55) mehr und mehr entsprechend ihrer wirtschaftlichen Nützlichkeit bzw. Nutz-
losigkeit bewertet werden.  
Es sei angemerkt, dass nicht nur Obdachlose Opfer einer städtischen Verdrängungspolitik 
sind. Sie betrifft sämtliche soziale Randgruppen, die nicht den Vorstellungen der Mehrheits-
gesellschaft entsprechen und als Risiko für die öffentliche Ordnung wahrgenommen werden. 
Hannah ARENDTs Gedanke, dass es für die menschliche Existenz unerlässlich sei, an zwei-
erlei Raum teilhaben zu können – am privaten und am öffentlichen – macht jedoch deutlich, 
dass Obdachlose von einer solchen Verdrängung im besonderen Maße betroffen wären (vgl. 
ebd. 1981: 27ff.). Es ist daher davon auszugehen, dass Berliner Obdachlose am empfind-
lichsten eine städtische Verdrängungspolitik wahrnehmen. Sie sollen deshalb die Untersu-
chungsgruppe dieser Arbeit ausmachen. 
 
 
3 Wohnungslosigkeit in Berlin 
 
Die Zahl der Wohnungslosen in Berlin wird gegenwärtig auf ca. 10.000 geschätzt (vgl. 
WARTMANN 2003, DIAKONISCHES WERK 2009: 2). Davon sind ca. 2.000 – 4.000 obdachlos, 
leben also auf der Straße oder vorübergehend in Notunterkünften (vgl. ebd., BÖGER 2009, 
AK WOHNUNGSNOT 2007: 1, SCHENK 2004: 94). Eine genaue Angabe ist nicht möglich, da 
seit 2005 keine offiziellen Berliner Wohnungslosenzahlen erfasst worden sind. Außerdem 
lebt ein stets unbekannter Teil anonym auf der Straße, nimmt keinerlei staatliche Unterstüt-
zung in Anspruch und wird daher nicht von den amtlichen Statistiken erfasst. Aus diesem 
Grund beziehen sich die folgenden Daten vornehmlich auf die Gruppe der Wohnungslosen. 
Die Entwicklung der in Berlin gemeldeten Wohnungslosen zeigt einen deutlichen Anstieg bis 
zum Jahr 1993 (s. Abb.1). Dies kann als Ausdruck der damaligen wirtschaftlichen Entwick-
lung gesehen werden (vgl. SCHENK 2004: 91). So plante man nach Aufhebung der Teilung 
Berlins, die Stadt zu einer international bedeutenden Dienstleistungsmetropole zu verwan-
deln (vgl. RONNEBERGER et al. 1999: 34-44). Berlin verlor durch die Abwanderung wichtiger 
Industrien im Westteil, besonders aber durch die Abwicklung ehemaliger DDR-Kombinate 
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durch die Treuhand im Ostteil der Stadt seine industrielle Basis (vgl. ebd., HEEG: 7ff.). Infol-
gedessen verloren viele ihre Arbeit und aufgrund angehäufter Schulden auch bald die Woh-
nung. Die mit der Wiedervereinigung verbundenen wirtschaftlichen und sozialstaatlichen 
Umstrukturierungen führten auch in den übrigen Gebieten Ostdeutschlands zu einer zuneh-
menden Wohnungslosigkeit (ebd.). „Damals kamen viele, meist sehr ländliche Typen aus 
den neuen Bundesländern“ nach Berlin (Interview mit Frau Benbelgacem). Die offiziellen 
Wohnungslosenzahlen stiegen zwischen 1989 und 1993 um 81,7%. Zwischen 1993 und 
2001 nahm die Berliner Wohnungslosenzahl stetig ab, was dem generellen bundesweiten 
Trend entsprach (ABGEORDNETENHAUS BERLIN 1999: 4). Dieser Rückgang wird vor allem auf 
einen entspannten Wohnungsmarkt und eine erfolgreiche Wohnungslosenpolitik zurückge-
führt (vgl. ebd.: 4, WARTMANN 2003). Wie diese Politik aussieht, soll später noch genauer 
betrachtet werden.  
Quelle: WOHNUNGSLOS-IN-BERLIN (2010) UND AK WOHNUNGSNOT (2010) 
 
Die Berechnungen der Bezirksämter von 2002 und 2004 belegen einen erneuten Anstieg 
der Wohnungslosenzahlen (s. Abb.1). Fachleute gehen von dem Fortgang dieses Trends 
aus und sehen die Berliner Wohnungspolitik in der Verantwortung (vgl. WARTMANN 2003). So 
führte die umfassende Privatisierung des kommunalen Wohnungsbestandes zu steigenden 
Mieten, besonders in der Innenstadt und im Sektor der für die Wohnungslosen wichtigen Ein-
Raum-Wohnungen (vgl. LINDE 2009a, 2009b). Aber auch die öffentlichen Wohnungsbauge-
sellschaften agieren inzwischen wie renditeorientierte Unternehmen (ebd.). In den letzten 10 
Jahren sind die Durchschnittsmieten in Berlin um 25% gestiegen (vgl. VILLINGER 2010). Heu-
te sind sie im Verhältnis zur Einkommenssituation bundesweit am höchsten (vgl. LINDE 
2009c).  
Zwischen 2002 und 2009 wurden die ursprünglich 400.000 landeseigenen Wohnungen auf 
250.000 reduziert (vgl. LINDE 2009a). Damit befinden sich gegenwärtig weniger als 15% aller 
Wohnungen in öffentlicher Hand (vgl. VILLINGER 2010). Davon stehen ca. 12.000 leer (vgl. 
LINDE 2010a). Gleichzeitig zog sich der Senat aus dem Sozialen Wohnungsbau zurück und 





















bezuschusst nun private Eigentümer, damit diese die Mietehöhe von Sozialwohnungen nied-
rig halten (vgl. WARTMANN 2003, LINDE 2010a). Ohne diese Subventionen lägen die durch-
schnittlichen Mietpreise im Sozialwohnungsbestand um etwa 10% über den Mietenpreisen 
des freien Marktes (vgl. LINDE 2010a).  
Der angespannte Wohnungsmarkt erschwert den Ausstieg aus der Wohnungslosigkeit, 
führt aber vor allem dazu, dass immer mehr Berliner ihre Wohnung verlieren. Die „Hauptur-
sache für einen Wohnungsverlust sind fast ausschließlich Mietschulden.“ (LINDE 2001) Jedes 
Jahr betrifft dies mehr als 6.000 Berliner (ebd. 2007). Zwangsräumungen führen aber nicht 
immer in die „echte Wohnungslosigkeit“. Viele kommen anfangs bei Freunden oder Ver-
wandten unter. Zu den in Berlin wohnungslos Gewordenen kommen noch jene, die bereits 
zuvor in anderen Teilen Deutschlands bzw. der Welt ohne reguläre Unterkunft gelebt haben. 
Eine Statistik über den Zuzug von Wohnungslosen nach Berlin liegt nicht vor. In den später 
geführten Interviews hat sich jedoch gezeigt, dass diese einen nicht zu vernachlässigenden 
Teil der Wohnungslosen ausmachen. Besonders die Anzahl der aus den osteuropäischen 
Ländern stammenden Obdachlosen hat merklich zugenommen und stellt die Sozialarbeiter 
vor neue Probleme.  
Die genauen Gründe, welche in die Wohnungslosigkeit oder gar in die Obdachlosigkeit füh-
ren, sind meist vielseitig und komplex. Sie unterscheiden sich je nach individuellem Lebens-
lauf. Häufig gehen der Wohnungslosigkeit folgende Umstände voraus: 
 
- Arbeitsplatzverlust, persönliche Insolvenz oder fehlende Berufsausbildung 
- Alkohol-, Drogensucht oder andere Erkrankungen 
- Entlassung aus Heimen, Psychiatrien, Gefängnissen oder dem Kriegsdienst 
- Flucht aus dem Elternhaus (besonders junge Wohnungslose) 
- Trennung, Scheidung, Flucht vor dem Lebenspartner (besonders wohnungslose Frauen) 
- Räumung von inoffiziellen Wohnprojekten, Wagenburgen und besetzten Häusern 
- inoffizielle Immigration 
 
Oft fallen mehrere Gründe zusammen. In den meisten Fällen – so haben die Interviews 
gezeigt – kann aber ein besonderes Ereignis (life event) in der Biographie des Befragten 
ausgemacht werden. Dieses stellt eine Art Auslöser für die Lebensentwicklung dar. Keiner 
der Befragten lebt freiwillig auf der Straße. 
Über die sozialdemographische Struktur der Berliner Wohnungslosen gibt die Forschungs-
arbeit von Lisa SCHENK Aufschluss (ebd. 2004). Sie basiert auf den Ergebnissen einer empi-
risch geleiteten Befragung von 760 Personen, die von Wohnungslosigkeit bedroht (18%) 
oder betroffen (82%) sind (ebd.:89-125). Einige Ergebnisse sollen hier angeführt werden: 
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- Berliner Wohnungslose leben durchschnittlich seit vier Jahren ohne eigene Wohnung. 
- Zwischen 15% und 20% der Berliner Wohnungslosen sind Frauen. 80-85% sind Männer. 
- Frauen sind im Vergleich zu Männern häufiger vorübergehend und seltener dauerhaft 
wohnungslos. 
- Der Großteil (76,5%) der Berliner Wohnungslosen sind ledige Männer.  
- 27% der Frauen und 10% der Männer leben in einer Partnerschaft. 
- Wohnungslose Frauen sind deutlich jünger als wohnungslose Männer. Bei Männern und 
Frauen fand in den letzten Jahren eine Verjüngung unter Wohnungslosen statt. 
- 31% aller Berliner Wohnungslosen verfügen über keine Ausbildung, 13% sind Teilfachar-
beiter, 48% haben eine Berufsausbildung und 8% haben das Studium an einer Hoch-
schule abgeschlossen. 
- 85% sind erwerbslos, 6% sind im Arbeitsmarkt integriert, 8% sind Rentner, 1% befindet 
sich in einer Ausbildung. 
- 60% beziehen Sozialhilfe, 1/3 erhält – in deutlich geringerem Umfang – Arbeitslosengeld, 
5% gehen Gelegenheitsjobs nach und mehr als 5% verfügen über keinerlei eigenes Ein-
kommen (43% davon sind obdachlos). 
- 68% sind abhängigkeitserkrankt (vgl. SCHENK zit. NOUVERTNÉ 1996). Unter Obdachlosen 
sind es schätzungsweise 80% (vgl. CZAPLEWSKI 2010). 
- 23% gelten als pflegebedürftig (vgl. WARTMANN 2003). 
- 30% bezeichnen ihren eigenen Gesundheitszustand als „schlecht“ oder „sehr schlecht“. 
 
Mit zunehmender Dauer der Wohnungslosigkeit festigen sich die Problemlagen der Betrof-
fenen. So verschlechtert sich der allgemeine Gesundheitszustand der Befragten, womit dann 
auch die Motivation gegen Suchterkrankung, Arbeits- und Wohnungslosigkeit aktiv zu wer-
den, sinkt (vgl. SCHENK 2004: 103-122). Dies gilt besonders für die Gruppe der auf der Stra-
ße lebenden. Sie zeichnen sich meist durch besonders komplexe Problemlagen aus (vgl. 
ABGEORDNETENHAUS BERLIN 1999: 10). 80% aller Obdachlosen gelten als akut krank (vgl. 
BÖGER 2009). Besonders Patienten der Doppeldiagnose ‚Sucht und Psychose’ laufen Ge-
fahr, durch die Maschen des Versorgungsnetzes zu fallen und zwischenzeitlich oder dauer-
haft auf der Straße leben zu müssen (vgl. SCHENK 2004: 111).  
 
 
4 Das Konzept der Wohnungslosenhilfe in Berlin 
 
Berlin besitzt ein Hilfssystem für Wohnungslose, das in seiner Differenzierung von niedrig-
schwelligen bis zu intensiv betreuenden Einrichtungen als einmalig gilt (vgl. AK WOHNUNGS-
NOT 2007: 2). Dabei kooperieren private, kirchliche und städtische Akteure. Die politischen 
Leitlinien der Wohnungslosenhilfe wurden 1999 festgeschrieben (vgl. ABGEORDNETENHAUS 
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BERLIN 1999: 5). Darin sind drei wesentliche Ziele enthalten: Erstens, die Vermeidung von 
Wohnungsverlust durch Mietkostenübernahmen, aufsuchende Sozialarbeit und Kooperation 
mit Vermietern, Wohnungsbaugesellschaften sowie den Amtsgerichten und zweitens, nied-
rigschwellige Angebote für Obdachlose auf der Straße, besonders durch die über die Win-
termonate agierende Berliner Kältehilfe. Diese umfasst verschiedene Einrichtungen, welche 
durch Kirchengemeinden und Wohlfahrtsverbände getragen und von den Bezirken finanziell 
bezuschusst werden. Dazu gehören Notunterkünfte, Nachtcafés, Suppenküchen, Wär-
mestuben, Bahnhofsdienste, medizinische Dienste, Beratungsstellen und Kleiderkammern. 
Außerdem stellt sie zwei sogenannte Kältebusse, die in kalten Nächten Obdachlose aufsu-
chen, versorgen und gegebenenfalls in die Notunterkünfte bringen. Ein Arztmobil ermöglicht 
eine medizinische Erstversorgung. Ein Großteil der Obdachlosen nutzt die Angebote der 
Berliner Kältehilfe. Diese bestimmt daher maßgeblich deren Geographie. Gleichzeitig orien-
tieren sich ihre Einrichtungen an dem Aufenthaltsraum der Bedürftigen. Es kann daher von 
einer gewissen Wechselwirkung ausgegangen werden. Die Berliner Kältehilfe ist deswegen 
relevant für diese Arbeit. Unter Punkt 5 wird darauf genauer eingegangen. 
Die meisten Wohnungslosen sind dauerhaft durch die Bezirke in privaten und kommunalen 
Pensionen untergebracht. Diese werden trotz gesetzlich festgeschriebener Mindestanforde-
rungen wegen schlechter Qualitäten und fehlender klientelgerechter Betreuung von Woh-
nungslosen und deren Verbände stark kritisiert (vgl. ABGEORDNETENHAUS BERLIN 2006, AK 
WOHNUNGSNOT 2007: 3, PAEGELOW 2009: 112).  
Das dritte Ziel der Berliner Wohnungslosenhilfe ist die Rückführung in den eigenen Wohn-
raum (vgl. ABGEORDNETENHAUS BERLIN 1999: 5). Das umfasst betreute Wohngemeinschaf-
ten, die Re-Integration durch den Kooperationsvertrag Geschütztes Marktsegment zwischen 
Wohnungsbaugesellschaften und dem Senat sowie die anfängliche Betreuung in der eige-














5 Die Geographie der Obdachlosigkeit in Berlin 
 
5.1 Methodik der Datenerhebung 
 
Um die Auswirkungen einer eventuellen Verdrängungspolitik auf das Leben der Berliner 
Obdachlosen bewerten zu können, soll hier vorerst die Geographie der Obdachlosigkeit nä-
her bestimmt werden. Dies stellt eine wesentliche Grundlage dar, denn die Auswirkungen 
einer städtischen Raumkommodifizierung kann nur korrekt analysiert werden, wenn bereits 
die allgemeine Raumnutzung durch die Untersuchungsgruppe verstanden worden ist. Die 
Arbeit soll sich hierbei auf die ausschließlich auf der Straße oder in Notunterkünften Leben-
den beschränken, da die gesamte Gruppe der Wohnungslosen für eine sachliche Analyse zu 
heterogen ist. Es gibt gemäß der weit gefassten Definition von Wohnungslosigkeit zu viele 
unterschiedliche wohnungslose Lebensformen. Die Untersuchung müsste daher zu stark 
generalisieren oder würde andernfalls den Rahmen dieser Arbeit sprengen.  
Um Erkenntnisse über die Geographie der Obdachlosigkeit zu gewinnen, wurden im Rah-
men dieser Arbeit im Innenstadtbereich Berlins an verschiedenen Orten Interviews mit Woh-
nungslosen und Sozialarbeitern geführt. Der Untersuchungsraum wurde sehr weit gefasst, 
um ein Gesamtbild von der innerstädtischen Verdrängung zu erhalten. Der Interviewzeitraum 
umfasste die Monate Januar und Februar 2010. Aufgrund der sehr kalten Zeit hielten sich 
viele Obdachlose in den Einrichtungen der Berliner Kältehilfe auf, in denen deswegen die 
meisten Interviews durchgeführt wurden. Neben den Obdachlosen wurden in den Tagesstät-
ten auch viele Wohnungslose, die nicht mehr auf der Straße, sondern in städtischen oder 
privaten Wohnungslosenunterkünften wohnen, angetroffen. Die meisten waren jedoch früher 
obdachlos, zum Teil über einen langen Zeitraum. Daher wissen sie auch vom Leben auf der 
Straße zu berichten und ermöglichen darüber hinaus, Erkenntnisse über einen zeitlichen 
Wandel der Obdachlosigkeit in Berlin zu gewinnen. Sie wurden daher trotz der Einschrän-
kung der Untersuchungsgruppe auf Obdachlose befragt. Interviewpartner waren: 
 
- Herr Markowsky (früher: obdachlos, heute: Straßenfeger-Redakteur, Vorsitzender von 
Unter Druck e.V. und Mitglied der AG Leben mit Obdachlosen) in der Einrichtung von Un-
ter Druck e.V. (Tagesstätte und Nachtcafé in Wedding) 
- Frau Benbelgacem (Sozialarbeiterin seit ca. 20 Jahren) sowie zwei Wohnungslose in der 
Wärmestube Warmer Otto (Moabit) 
- Herr Deck (Leiter der Obdachloseneinrichtung Die Teupe in Neukölln und Koordinator 
der Berliner Kältehilfe)  
- zwei Straßenzeitungsverkäufer in der Wohnungslosen-WG motz life (auch Notunterkunft) 
in Friedrichshain und einen in der U-Bahn am Alexanderplatz (Mitte) 
- ein Wohnungsloser in der Tee- und Wärmestube Neukölln  
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- zwei ehrenamtliche Helfer, der Obdachlosenpfarrer Manfred Herbrechtsmeier, zwei 
Wohnungslose und ein Obdachloser in der Bahnhofsmission am Ostbahnhof (Friedrichs-
hain) 
- drei Obdachlose in dem Nachtcafé Die Arche (Treptow) 
- zwei Obdachlose am Kurfürstendamm, zwei am Bhf. Zoologischer Garten (Charlotten-
burg), einer im Ring-Center (Lichtenberg), einer in Berlin-Neukölln, ein Wohnungsloser 
im Ostbahnhof (Friedrichshain), ein Bettler an der Friedrichstraße (Mitte), ein Bettler am 
Leopoldplatz (Wedding) und ein Fahrkartenwiederverkäufer am U-Bahnhof Eberswalder 
Straße (Prenzlauer Berg) 
 
Die Interviewführung war narrativer Art. Die Gespräche folgten somit keinem strikten Ver-
laufsplan. Die Interviewpartner erzählten frei. Die Fragen waren in ihrer Formulierung und 
Reihenfolge nicht vorgeschrieben und dienten dazu, die Befragung gemäß dem Thema in 
die beabsichtigte Richtung zu leiten. Dabei konnte flexibel auf das bereits Erzählte einge-
gangen werden. Diese Methodik hatte zur Folge, dass die Gespräche sehr unterschiedlich 
verliefen. Einige waren nach wenigen Fragen beendet, andere gingen bis zu zwei Stunden. 
Entscheidend war dabei die Gesprächsbereitschaft des Gegenübers, die je nach Person 
sehr unterschiedlich ausfiel. Anfangs wurde ein Aufnahmegerät verwendet, sehr bald jedoch 
darauf verzichtet, da dies offensichtlich die Gesprächsbereitschaft einschränkte. 
Interviews mit Obdachlosen begannen mit Fragen zu ihrer momentanen Situation und zum 
Tagesablauf. Darauf aufbauend wurden dann konkrete Fragen zur persönlichen Raumnut-
zung gestellt, wie z.B. nach Orten der Übernachtung, nach bevorzugten Tagesaufenthalten, 
nach gemiedenen Orten, nach ihrer Mobilität, nach Orten der Arbeit oder nach für sie not-
wendigen Wegen. Erst im letzten Teil des Gesprächs wurde konkret auf eine mögliche Ver-
drängung eingegangen. Dabei wurden Fragen nach persönlichen Erfahrungen und der all-
gemeinen Wahrnehmung sowie zu Maßnahmen der Polizei oder privater Sicherheitsdienste 
gestellt.  
Die Interviews mit Sozialarbeitern bezogen sich auf die allgemeine Situation der Berliner 
Obdachlosen, auf die Rolle der Berliner Kältehilfe, auf die Funktion und die derzeitige Situa-
tion ihrer Einrichtungen. Sie wurden aber auch zum Thema Geographie der Obdachlosigkeit 
und zur Verdrängungspolitik befragt. Diese Gespräche wurden zum Teil aufgezeichnet. 
 
5.2 Nutzung des urbanen Raums durch Obdachlose in Berlin 
 
Bei der Frage nach der Geographie der Obdachlosigkeit muss als erstes festgestellt wer-
den, dass von geschilderten Einzelfällen nur mit großer Vorsicht auf die große Gruppe der 
Obdachlosen generalisiert werden darf. Unzutreffende Verallgemeinerungen müssen unbe-
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dingt vermieden werden. Auch die Gruppe der Obdachlosen ist sehr heterogen. Es gibt nicht 
den Obdachlosen. Jeder geht je nach persönlichen Erfahrungen, Geschlecht, Alter, Erkran-
kungen, Herkunft und Dauer der Obdachlosigkeit unterschiedlich mit der jeweiligen Situation 
um. Entsprechend stellen sich auch die individuellen Stadtraumnutzungen dar. Dennoch gibt 
es charakteristische Gemeinsamkeiten, die eine Geographie der Obdachlosigkeit ausma-
chen.  
Menschen, die über eine Wohnung verfügen, konzentrieren in der Regel den Großteil ihrer 
Lebensbedürfnisse auf diesen einen Ort. Dies stellt einen wesentlichen Unterschied zur 
Raumnutzung obdachloser Menschen dar. Obdachlose sind oft gezwungen, die Orte, an 
denen sie ihren Bedürfnissen nachgehen, zu streuen. Sie essen woanders, als sie schlafen. 
Sie haben Orte an denen sie duschen, ihre Wäsche waschen, neue Kleidung erhalten, einen 
kostenlosen Haarschnitt bekommen, telefonieren oder das Internet nutzen können. Es hat 
sich gezeigt, dass besonders jene, die schon seit langem auf der Straße leben, genau wis-
sen, wo und wann ihnen welche Leistungen angeboten werden. Dabei ist es wichtig, die vor-
gegebenen Zeiten einzuhalten, da man sonst Gefahr läuft, dass man zu spät kommt und 
somit die Essensausgabe verpasst oder alle Plätze eines Nachtcafés belegt sind. Dies gilt 
besonders für die Wintersaison. Außerdem fehlt ohne eigene Wohnung ein Ort, an dem man 
seine Habseligkeiten aufbewahrt. Bunkern, also das Verstecken der eigenen Besitztümer, 
birgt die Gefahr des Verlustes durch Diebstahl oder mutwillige Zerstörung. Auffällig ist, die 
meisten achten sehr auf ihre wenigen Sachen und haben sie stets bei sich. Dies beschränkt 
natürlich ihre Mobilität und macht ihre Obdachlosigkeit nach außen sichtbar. 
Generell sind Berliner Obdachlose relativ immobil und kiezbezogen. Fast in allen Inter-
views mit Obdachlosen wurde dies deutlich. Auch die befragten Experten haben diese Ein-
schätzung bestätigt (Herbrechtsmeier, Markowsky). Häufig halten sie sich über lange Zeit am 
selben Ort auf, was den lange verwendeten Begriff des Nichtsesshaften in Frage stellt. Be-
zirkübergreifende Mobilität ist recht selten. Der Grund dafür kann in dem beschränkten Zu-
gang zu öffentlichen Nahverkehrsmitteln gesehen werden. Aufgrund der hohen Beförde-
rungspreise besitzen nur wenige einen gültigen Fahrausweis und auch wenn nicht bei jeder 
Kontrolle über Obdachlose das Bußgeld wegen Schwarzfahrens verhängt wird, ist man prin-
zipiell vorsichtig und meidet Bus und Bahn. Viele sind zu Fuß in der Stadt unterwegs und 
legen dabei lange Strecken zurück. Lediglich ein Interviewter besaß ein Fahrrad. Die Immo-
bilität könnte aber auch psychologisch begründet werden. Der öffentliche Raum wird inner-
halb bestimmter Grenzen als „zu Hause“ wahrgenommen. Hier wird einem alles Notwendige 
geboten, man kennt sich gut aus und hier trifft man regelmäßig Bekannte zum sozialen Aus-
tausch. Somit gibt es keinen Grund, diesen Raum zu verlassen. Häufig bleiben Leute, die 
ihre Wohnung verloren haben, in ihrer ehemaligen Wohngegend. Wer jedoch monetäre So-
zialleistungen bezieht, ist gezwungen, regelmäßig mit Bus oder Bahn zu den entsprechen-
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den Ämtern zu fahren. Jene, die nicht offiziell gemeldet sind, werden dem zuständigen Job-
Center oder Sozialamt gemäß ihres Geburtsjahres oder ihres Nachnamens zugewiesen. So 
kann es z.B. sein, dass ein in Charlottenburg lebender Obdachloser stets nach Marzahn fah-
ren muss, um seine Bezüge zu erhalten. Für viele ist das ein Problem.  
Prinzipiell müssen die winterlichen und sommerlichen Raumnutzungen voneinander unter-
schieden werden. Da die Befragungen zu dieser Arbeit im Winter gestellt worden sind, be-
ziehen sich die meisten Erkenntnisse auf diese Jahreszeit. Es wurde aber auch nach dem 
Unterschied zu ihrem Leben im Sommer gefragt, sodass auch darüber einige Informationen 
vorliegen. 
Obdachlose sind im Winter deutlich stärker auf helfende Einrichtungen angewiesen. Auf-
grund der niedrigen Temperaturen nutzen viele die Angebote der Berliner Kältehilfe. In der 
Zeit vom 1. Oktober bis zum 31.März jeden Jahres stellt das Bündnis aus Kirchen und Wohl-
fahrtsverbänden zusätzliche Einrichtungen zur Verfügung. In Nachtcafés und Notunterkünf-
ten kann man schlafen. Es werden Matten und Decken gestellt. Häufig gibt es Bettwäsche, 
ein Abendbrot und ein Frühstück. Die offiziellen Aufnahmekapazitäten schwanken zwischen 
drei Plätzen (Merkur e.V.) und 73 Plätzen (Fränklinstraße), wobei zum Teil auch deutlich 
mehr aufgenommen werden. Insgesamt stellt die Kältehilfe im Winter 2009/10 ca. 700 regu-
läre Schlafplätze für geschätzte 2.000 – 4.000 Obdachlose. Im Vergleich zum Vorjahr gibt es 
einen deutlichen Zuwachs an Übernachtungen (vgl. LIEBIGT 2010). Die Gesamtauslastung 
der Notunterkünfte beläuft sich im Dezember 2009 auf 109% (ebd.). Die Kältehilfe befindet 
sich am Rand ihrer Kapazitäten (Deck). Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht alle Unter-
künfte jeden Tag geöffnet haben. Besonders jene Obdachlose, die ausschließlich Nachtca-
fés aufsuchen, sind gezwungen, regelmäßig die Einrichtungen zu wechseln, da diese nur ein 
oder zwei Mal wöchentlich eine Unterkunft bieten. Dieser Umstand erzwingt Mobilität.  
Die Karte 1 (s. Anhang) zeigt eine sehr ungleiche Verteilung der Notübernachtungen und 
Nachtcafés für den Winter 2009/10. Die meisten Einrichtungen liegen in den Innenstadtbe-
zirken  Friedrichshain-Kreuzberg und Mitte, besonders in der Nähe der Ring-Bahn-Strecke. 
Die Randbezirke Steglitz-Zehlendorf und Marzahn-Hellersdorf stellen keine Einrichtungen 
zur Verfügung. In Tempelhof-Schöneberg und Spandau befinden sich nur jeweils eine. Es 
kann also davon ausgegangen werden, dass diese räumliche Verteilung der Übernach-
tungseinrichtungen die Geographie der Obdachlosen im Winter maßgeblich mitbestimmt und 
sie auf den Bereich der Innenstadt konzentriert. 
Die Möglichkeit, in Übernachtungseinrichtungen unterzukommen, hat sich gemäß den 
Aussagen verschiedener Befragter in den letzten Jahren merklich reduziert. Der Andrang 
steigt. Besonders der Anteil der aus Osteuropa stammenden Hilfesuchenden hat deutlich 
zugenommen. Im Gegenzug mussten einige – besonders die unter Obdachlosen beliebten – 
Unterkünfte schließen (Jan Markowsky im Interview, vgl. CZAPLEWSKI 2010, s. Karte 1). Die 
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Anzahl der insgesamt zur Verfügung gestellten Übernachtungsplätze ist aber nur leicht zu-
rückgegangen (s. Abb. 2). Begründet wird diese Entwicklung mit der Kürzung von finanziel-
len Zuwendungen. Seit 1995 werden die Hilfsangebote der Kältehilfe nicht mehr überbezirk-
lich durch den Senat, sondern durch die einzelnen Bezirke finanziell bezuschusst (vgl. MAR-
KOWSKY 2007). Diese erhalten wiederum Gelder vom Senat entsprechend des Konzeptes 
der Kosten-Leisungsrechnung, wonach alle Leistungen Produkte sind. Aus den Produktko-
sten aller Bezirke wird ein Mittel (Median) gebildet, das die Basis für die Zuweisung des Se-
nates an die Bezirke ausmacht (vgl. MARKOWSKY 2007, 2009a). Dies hat zur Folge, dass die 
Bezirke mit vielen co-finanzierten Einrichtungen relativ benachteiligt werden. Sie sind ge-
zwungen zu sparen und so müssen ungeachtet der Qualität ihrer Angebote die Einrichtun-
gen mit verhältnismäßig hohen Unterbringungskosten schließen. Sozialarbeiter investieren 
mehr und mehr Zeit in die Führung von Statistiken, um die Rentabilität ihrer Einrichtungen 
nachzuweisen. Somit wird auch die Obdachlosenfürsorge kommodifiziert. In einigen Fällen 
wird sie zum lukrativen Geschäft. Damit besteht auch immer die Gefahr, dass sich Verant-
wortliche persönlich bereichern, was die vor kurzem aufgedeckte „Maserati-Affäre“ um den 
Ex-Geschäftsführer der Treberhilfe gGmbH, Harald Ehlert, verdeutlicht (vgl. KRÖGER 2010). 
Abb. 2: Verfügbare Plätze in Notübernachtungen und Nachtcafés der Berliner 
Kältehilfe 
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Quellen: ABGEORDNETENHAUS BERLIN 2003 und BERLINER KÄLTEHILFE 2010 
 
Trotz der Verschärfung der Unterbringungssituation drängt sich nicht das Bild auf, Bedürf-
tige würden massenhaft an den Eingängen der Notunterkünfte und der Nachtcafés abgewie-
sen. Die Sozialarbeiter vermuteten und Obdachlose bestätigten in Interviews, dass die Bele-
gung vorab unter den Gästen geklärt wird. Viele suchen immer oder zumindest regelmäßig 
die gleichen Unterkünfte auf. Man kennt sich untereinander. Es bilden sich besonders in den 
kleinen Nachtcafés Gemeinschaften. Neue haben es dann schwer, in den ausgelasteten 
Einrichtungen noch einen Platz zu finden. Wer nicht unterkommt, dem bleibt noch die Notun-
terkunft der Stadtmission in der Lehrter Straße. Ihr eilt ein äußerst schlechter Ruf voraus. 
Unter den Wohnungslosen wird über sie stets abschätzig gesprochen. Sie gilt als Massenun-
terkunft. Offiziell gibt es dort 60 verfügbare Plätze. In diesem Winter kommen aber durch-
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schnittlich 135 Obdachlose über Nacht (vgl. MÜLLER 2010). Sie schlafen auf dem Boden, auf 
Holzbänken oder im Sitzen mit dem Kopf auf dem Tisch. Es stinkt und es ist laut.  
Viele suchen die Unterkünfte nicht auf. Stimmen die offiziellen Schätzungen, dann sind das 
deutlich mehr als die Hälfte aller Berliner Obdachlosen. Die Gründe dafür sind vielseitig. Ob-
dachlose sind oft Einzelgänger. Viele fürchten die Gesellschaft, den Schmutz, die Möglich-
keit der letzten Habseligkeiten beraubt zu werden oder die Gefahr, sich mit Krankheiten bzw. 
Läusen anzustecken. Andere wollen sich nicht von strikten Öffnungszeiten eingrenzen las-
sen. Enge und Alkoholkonsum führen häufig zu Streit oder Gewalt untereinander. In großen 
Unterkünften kommt die Polizei regelmäßig. Außerdem gibt es zu wenige Einrichtungen nur 
für Frauen und es ist oft untersagt, seinen Hund – meist Freund und Schutz zugleich – mit 
hinein zu nehmen (vgl. BERLINER KÄLTEHILFE 2010). Generelle Alkohol- und Drogenverbote 
schrecken zudem viele Süchtige ab. 
Wer nicht unterkommt, geht „auf Platte“. Das Schlafen im Freien stellt im Sommer kein 
Problem dar. Berlin verfügt über viele Parks, Grünflächen und Wälder. Außerdem bestehen 
aufgrund der Zerstörung während des Zweiten Weltkriegs und infolge der Berliner Teilung 
noch immer viele Brachflächen, in die man sich mit einem Schlafsack ungestört zurückzie-
hen kann. Im Winter, aber auch oft kurz vor bzw. nach der Kältehilfe-Saison, wenn nur weni-
ge Einrichtungen geöffnet sind und es bereits bzw. noch zu kalt ist, um unter freien Himmel 
zu schlafen, zieht man sich zurück, schläft z.B. in offenen Hausfluren, in Baracken, auf 
Dachböden, in Bahnhöfen, in Bankvorräumen, in City-Toilletten, oder in Flughafenterminals 
zwischen den Reisenden. Bei Temperaturen von -3° C und darunter lässt die BVG zusätzlich 
drei U-Bahnhöfe über Nacht offen und stellt sie als Schlaffläche zur Verfügung (vgl. BERLI-
NER KÄLTEHILFE 2010). Trotzdem erfrieren jedes Jahr Obdachlose. In diesem Winter sind 
bisher deutschlandweit 16 Fälle bekannt, drei davon in Berlin (vgl. BAG-W  2010b – Stand: 
26.03.2010) Wer einen guten, d.h. einen als sicher empfundenen Platz zum Nächtigen ge-
funden hat, wird diesen regelmäßig oder sogar immer aufsuchen (Jan Markowsky). Gegen-
über anderen wird er jedoch nicht bekannt gegeben. Das Misstrauen untereinander ist groß. 
Der Streit um einen Übernachtungsplatz kann auch zu gewaltsamen Auseinandersetzungen 
führen. 
Rutsche machen beschreibt das Schlafen in Bus oder Bahn. Für viele ist es die letzte  
Möglichkeit, nachts im Warmen unterzukommen. Verschiedene Linien wie z.B. die S7 (Ah-
rensfelde-Wannsee), S1 (Potsdam Hbf. – Oranienburg) oder die Ringbahnen bieten sich 
hierfür an, da die Strecken lang sind und auf keinem Abstellgleis enden. Dennoch gilt die 
Rutsche als Notlösung: „Zu kurz und zu viele Störungen.“ (Jan Markowsky) Werktags gibt es 
keinen Bahnverkehr zwischen 1:30 und 4:00 Uhr. Somit besteht die Gefahr, vom Sicher-
heitsdienst verwiesen zu werden und mehrere Stunden am Endbahnhof zubringen zu müs-
sen.  
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Rutsche machen oder Platte machen ist immer auch bestimmt von Ängsten. Die Angst vor 
Beleidigung, Demütigung oder Gewalt ist ein entschiedener Faktor im Umgang mit der eige-
nen Situation. Jeder verarbeitet das anders. Alkohol oder Drogen können helfen diese Äng-
ste zu verdrängen. Manche ziehen sich völlig zurück. Wiederum andere schlafen in stark 
frequentierten Bereichen und vertrauen auf den Schutz durch die Öffentlichkeit oder durch 
ihren Hund. Nicht alle geben diese Angst offen zu. Ein Interviewter erzählte, dass er schein-
bar furchtlos im Treptower Park direkt am Uferweg auf einer Parkbank schlief. Erst in einem 
Nebensatz erwähnte er, dass er aber auch stets ein Messer im Schlafsack zur eigenen Ver-
teidigung bereithielt. Unter Berliner Obdachlosen kursiert auch das Gerücht, es gäbe eine 
Internetseite, auf der Tausende entwürdigende Photos von „schlafenden Pennern“ zusam-
mengestellt seien. Die Wahrheit dieses Gerüchtes kann aber hier nicht bestätigt werden. Die 
Angst vor gewaltsamen Übergriffen basiert hingegen auf belegten Vorfällen (vgl. ROSENKE 
2006). Christian LINDE hat zwischen 1994 und 2002 rund 350 Fälle von Gewaltübergriffen 
auf Obdachlose in Deutschland dokumentiert (ebd. 2004: 83). Der große Teil wird aber erst 
gar nicht zur Anzeige gebracht. In den Medien erscheinen sie – sofern es sich nicht um Mor-
de handelt – nur als Randnotizen. Daher kann von einer weitaus höheren Dunkelziffer aus-
gegangen werden (ebd.). Oft stammen die Täter aus dem organisierten, rechtsextremen 
Spektrum (ebd.). Sie kommen aber auch aus der bürgerlichen Mitte der Gesellschaft (vgl. 
STIEFEL 2003, JÄHNEL 2005). In den USA wird das „Pennerklatschen“ zum „Trend“ (vgl. LE-
WAN 2007). Die Vorfälle haben dort zugenommen (vgl. NCH 2008: 18ff., HAWKE et al 2007: 
10ff.) 
 
Der Tag beginnt für die Obdachlosen früh. Notunterkünfte und Nachtcafés bieten ein Früh-
stück an und schließen danach, in der Regel zwischen 6:00 und 9:00 Uhr. Die ersten Einrich-
tungen öffnen wieder ab 17:00 Uhr. Die Zeit nutzt jeder individuell. Ein Teil hält sich in Ta-
gesstätten der Berliner Kältehilfe auf, in denen man warme Getränke und in einigen Fällen 
warmes Essen bekommen kann. Der Aufenthalt im Warmen steht dabei im Vordergrund. 
Viele sind müde, weil sie in den Unterkünften nicht zur Ruhe kommen. Sie verbringen die 
Zeit, indem sie sich unterhalten, fernsehen oder Karten spielen. In einigen Einrichtungen 
können sie auch an Projekten teilnehmen. Die Angebote sind aber aufgrund der in den letz-
ten Jahren stark gekürzten Finanzen deutlich zurückgegangen (Benbelgacem).  
Die Berliner Kältehilfe verfügt im Winter 2009/2010 über 16 Wohnungslosentagesstätten, 
die sich ebenfalls über das Gebiet der Innenstadtbezirke verteilen (s. Karte 2). Ihre Angebote 
sind sehr unterschiedlich. Insgesamt sieben stellen Kleiderkammern, sieben haben Dusch-
möglichkeiten und sechs ermöglichen Sozialberatungen. In sechs Tagesstätten gibt es täg-
lich warmes Essen und in fünf die Möglichkeit, seine Wäsche zu waschen. Die Tagesstätten 
werden ergänzt durch 27 sogenannte Treffpunkte, oft ehemalige Tagesstätten. Diese sind 
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meist schlichter ausgestattet, haben nur ein oder zwei Mal in der Woche für wenige Stunden 
– dafür aber ganzjährig – geöffnet. Geschätzte 80% der Gäste kommen regelmäßig (Ben-
belgacem). Sozialarbeiter und Obdachlose kennen sich meist gut. Nach den Aussagen ver-
schiedener Sozialarbeiter kamen in den letzten Jahren zunehmend arme Nicht-
Wohnungslose in die Wärmestuben. Besonders zum Ende des Monats nutzen sie das Dop-
pelangebot aus Wärme und Essen. Daraus lässt sich schlussfolgern, dass viele nicht mit 
ihrem monatlichen Hartz IV-Regelsatz auskommen. Einige sind aber auch ehemalige Ob-
dachlose, die in den Einrichtungen alte Bekannte treffen. 
Neben den zwölf Tageseinrichtungen stellen zehn kirchliche Gemeinden zu festen Zeiten 
Suppenküchen für Bedürftige (s. Karte 2). Dort erhält jeder eine kostenlose warme Mahlzeit. 
Dieses Angebot wird ergänzt durch die kostengünstigen Volxküchen. Außerdem gibt es mo-
bile Suppenküchen, die verschiedene Einrichtungen anfahren. „Es gibt ausreichend Möglich-
keiten. Keiner muss verhungern“, so der Fahrer einer mobilen Suppenküche. 
Die Tagesangebote der Kältehilfe konzentrieren sich ähnlich wie die Übernachtungsange-
bote im Innenstadtbereich Berlins. Die meisten liegen in den Bezirken Kreuzberg-
Friedrichshain, Mitte und Charlottenburg. Es kann davon ausgegangen werden, dass auch 
viele derjenigen, die im Winter auf Platte leben, die Tagesstätten, zumindest aber die Sup-
penküchen aufsuchen. Bei Berücksichtigung der eingeschränkten Mobilität der Berliner Ob-
dachlosen liegt nahe, dass die meisten auf den Straßen der Berliner Innenstadt leben. 
Andere Orte, an denen der kalte Tag bis zur Öffnung der Notunterkünfte überdauert wer-
den kann, sind z.B. Waschsalons, öffentliche Bibliotheken, Internetcafés, Fast-Food-
Restaurants und Wartehallen von Ämtern oder Krankenhäusern. Dabei hat jeder seine eige-
nen Wege und Methoden gefunden, mit den wenigen Möglichkeiten auszukommen. Von 
zentraler Bedeutung sind nach wie vor die großen, überdachten Regionalbahnhöfe. Zu den 
wichtigsten zählen der Ostbahnhof, Bahnhof Alexanderplatz, Bahnhof Lichtenberg und 
Bahnhof Zoologischer Garten. In den Vorhallen trifft man sich, tauscht Neuigkeiten oder alte 
Geschichten aus und überdauert den Tag. Besonders die Belebtheit der Bahnhöfe scheint 
viele anzulocken. Deren Bedeutung wird bereits an den Bahnhofsmissionen sowie an den 
Tagesstätten und Suppenküchen in der Nähe der Bahnhöfe deutlich. Auch U-Bahnhöfe bie-
ten Schutz vor der Kälte und werden zum Teil als Aufenthaltsort wahrgenommen. 
Viele arbeiten tagsüber. Sie betteln, sammeln Pfandflaschen, musizieren, verkaufen eine 
der drei Obdachlosenzeitungen (Straßenfeger, motz oder motz life), erfragen und verkaufen 
entwertete Fahrkarten oder gehen einer anderen meist inoffiziellen Arbeit nach. Dabei stellt 
sich die Frage nach der Geographie ihrer Arbeit. Viele, die einer Arbeit an einem festen Ort 
nachgehen, sind an diesem oft schon seit langer Zeit. Sie haben ihren festen Platz gefunden. 
Das hat unter anderem den Vorteil, dass ein Vertrauensverhältnis zu den täglich Vorbeige-
henden aufgebaut werden kann. Diese Platzreferenz wird meist von anderen akzeptiert. Wer 
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dennoch seinen Platz besetzt vorfindet, fordert diesen wieder ein oder weicht eben aus. Da-
bei reagieren die Leute sehr unterschiedlich. Als absolut unhöflich gilt es jedoch, sich in di-
rekter Nähe zu einem anderen niederzulassen. „Das ist wie ein ungeschriebenes Gesetz“, 
sagte ein Obdachloser an der Friedrichstraße. Anders verhält es sich bei mobilen Arbeiten. 
Flaschensammler, die ständig unterwegs sind, suchen in einem Quartier, meist entlang fe-
ster Routen. Dabei kommt es häufig zu Gebietsüberschneidungen, da die Orte mit hoher 
Pfandflaschendichte wie z.B. in Parks oder vor Konzerthallen vielen bekannt sind. Hier be-
hält keiner das alleinige Vorrecht und jedem steht zu, was er einpackt. Ausnahmen bilden 
hingegen Großereignisse wie Fußballspiele. Da stehen dann Flaschensammler an festen 
Plätzen und bekommen die Flaschen direkt von den Fans. Man kennt sich untereinander. 
Die Gebietsaufteilung hat sich durch oftmaliges Wiederholen gefestigt. Ähnlich verhält es 
sich beim Handel mit Fahrkarten. Neueinsteiger haben es in solchen Strukturen schwer.  
 
Die Frage nach gemiedenen oder unzugänglichen Orten zielte während der Interviews 
erstmals auf mögliche Verdrängungen ab. Sie wurde von den befragten Obdachlosen über-
wiegend verneint. Einer gab an, in der Notübernachtung Lehrter Straße Hausverbot zu ha-
ben. Insgesamt drei meinten, sie würden verschiedene Unterkünfte aufgrund der dort vor-
herrschenden Verhältnisse und dem dort Erlebten nicht mehr aufsuchen. Lediglich einer er-
zählte auf Nachfrage, dass er schon seit langem kein Einkaufszentrum betreten hat. Die 
Antworten bezogen sich nie auf den öffentlichen Raum. Jan MARKOWSKY schreibt, es gebe 
auch „die Ausgrenzung und Vertreibung der Armen untereinander.“ (ebd. 2009b: 49) So 
meiden Obdachlose bestimmte Einrichtungen, da sie dort auf andere treffen könnten, mit 
denen sie im Streit liegen oder denen sie Geld schulden. Die Interviews haben das bestätigt. 
Insofern schränkt auch die Reduzierung der Angebote die Raumnutzung durch Obdachlose 
ein. 
 
6 Kommodifizierung des öffentlichen Raums in Berlin 
 
Die tatsächlichen Entwicklungen Berlins stehen im eklatanten Gegensatz zu dem Nach-
Wende-Ziel des Aufstiegs zur internationalen Dienstleistungsmetropole. Die Tertialisierung 
der Wirtschaft bewirkte eine soziale Polarisierung der städtischen Bevölkerung, ein geringes 
Wirtschaftswachstum, einen Anstieg der Arbeitslosigkeit und die Zunahme der sogenannten 
bad jobs im Niedriglohnsektor (vgl. HEEG 1998: 8ff., SEILER 1998 25ff.). Berlin gilt als arm, als 
Hauptstadt der Hausbesetzerszene und als Zufluchtsort für die Verlierer des Strukturwan-
dels. Die Obdachlosigkeit nimmt zu und macht die neue Dimension der gesellschaftlichen 
Armut sichtbar. Besonders die Region des Regional- und Fernbahnhofs Zoologischer Garten 
wird in den 1990er Jahren zum Anziehungspunkt für die Gestrandeten. Einkommensstärkere 
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Bevölkerungsgruppen ziehen indessen bevorzugt in das Berliner Umland (vgl. RONNEBER-
GER et al. 1999: 62 ff). Aus der Sicht des damaligen Senates bestand akuter Handlungsbe-
darf, um die Stadt gemäß dem ursprünglich gesetzten Ziel aufzuwerten.  
 
6.1 Städtebauliche Aufwertung 
 
Das Ende 1996 vorgestellte Planwerk Innenstadt verfolgt als neues städtebauliches Kon-
zept das Ziel der „Reurbanisierung und Revitalisierung der historischen Mitte und der City-
West“ (SENATSVERWALTUNG FÜR STADTENTWICKLUNG 2010). Der urbane Raum soll dabei 
gemäß einem ökonomistischen Verständnis aufgewertet werden. Das Planungsgebiet ist in 
Abb. 3 dargestellt. Grundlegende Elemente des Konzeptes sind die bauliche Verdichtung 
des Gebietes, die Schaffung von Anreizen zur Ansiedlung internationaler Unternehmen und 
die Errichtung von Wohnraum als parzelliertes Kleineigentum bei gleichzeitiger Subventionie-
rung städtischen Bodens (vgl. RONNEBERGER et al. 1999: 78f., HEEG 1998: 10ff.). So sollen 
ca. 20.000 Eigentumswohnungen gehobener Wohnqualität mit fast fünf Millionen Quadrat-
meter Bruttogeschossfläche entstehen, um Anreize für die Ansiedlung eines neuen „eigen-
tumsfähigen Stadtbürgertums“ zu schaffen (vgl. MAYER 2001). Die mit der umfassenden Pri-
vatisierung verbundene Verdrängungspraxis der ursprünglichen Bevölkerung wird von offizi-
eller Seite nicht problematisiert. Auch die bauliche Verdichtung des Berliner Stadtraums und 
der damit verbundene Verlust von öffentlichen Freiflächen und Brachen wird ausschließlich 
als Fortschritt im Sinne einer marktwirtschaftlichen Aufwertungsstrategie verstanden. Aber 
„viele Menschen kommen nach Berlin, weil sie einen Stadtraum vorfinden, der Bruchstellen 
aufweist.“ (SCHAUB 2009: 21) Diese Bruchstellen sind „temporäre autonome Zonen“ (T.A.Z.) 
(BEY 1994), die als dem Alltag entzogene undefinierte Bereiche funktionaler Mehrdeutigkeit 
immer wieder Raum für kreative und unkontrollierte Zwischennutzungen eröffnen und somit 
herrschende Gesetze und Ordnungen zeitweise lokal außer Kraft setzen (vgl. HAUNSS 2009). 
In dem Sinne bieten sie auch als Platte wichtige Rückzugsräume für Obdachlose in Berlin. 
Die wenigen kleinen, geordneten und gut einsehbaren Pocket Parks, wie sie im Rahmen 
vieler neuer Planungen – zum Beispiel dem des Investorenprojektes Mediaspree oder des 
Tiergarten-Dreiecks – entstehen, werden den Verlust der T.A.Z. nicht ausgleichen können. 
Demzufolge muss die städtebauliche Verdichtung zumindest als akzeptierte Beschränkung 
der Raumnutzung gesehen werden. Gleiches gilt für die Privatisierung öffentlicher Flächen. 
Verschiedene Berliner Stadtparks werden heute bereits privat – zum Beispiel durch die Grün 
Berlin GmbH – verwaltet. Für den Besuch des Britzer Gartens, der Gärten der Welt im Erho-
lungspark Marzahn und des Naturparks Schöneberger Südgelände müssen Eintrittsgelder 
entrichtet werden (vgl. GOTTFRIEDSEN 2004: 691f.). Damit sind sie per Definition nicht mehr 
öffentlich. Der Schlosspark Charlottenburg gilt als Touristenattraktion und wird seit 2002 vi-
deoüberwacht (vgl. TÖPFER et al. 2003: 49). Der geplante Park auf dem Gelände des ehe-
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maligen Flughafens Tempelhof soll weiterhin mit NATO-Draht umzäunt bleiben und nachts 
geschlossen werden, um seine „Verwahrlosung“ zu verhindern. (vgl. PEZZAI 2010) Der Los-
Angeles-Platz in der Nähe des Kurfürstendamms ist bereits seit 1996 privates Eigentum der 
Firma Contipark (vgl. WEHHEIM 2006: 170). Auch hier sorgen Parkwächter für die strikte Ein-
haltung der Parkordnung. 
 
Die Veräußerung von kommunalen Wohnquartieren an internationale Großinvestoren zur 
Haushaltssanierung trägt ebenfalls zur Vernichtung von Öffentlichkeit bei. Der US-Konzern 
Lone Star kaufte 5.500 Wohnungen in Marzahn-Hellersdorf. Cerberus Capital Management 
erstand 2.600 Wohneinheiten der DEGEWO und übernahm in Kooperation mit Whitehall die 
Berliner Wohnungsgesellschaft GSW mit insgesamt 65.000 Wohnungen (vgl. RÜGEMER 
2005). Dabei werden nicht nur die Gebäude, sondern auch Innenhöfe, Spielplätze, Grünflä-
chen und Fußgängerzonen privatisiert und deren Zugang durch Überwachungskameras, 
Zäune, Tore, Verbotsschilder und Pförtner hierarchisch gegliedert (vgl. EICK 2007: 65ff.). Auf 
den semi-öffentlichen Flächen gilt fortan das Hausrecht, welches von kommerziellen Sicher-
heitsdiensten durchgesetzt wird. Auch die Vertreibung von Obdachlosen gehört zu den Auf-
gaben der selbsternannten „Lärmpolizei“ (vgl. SPIEGEL TV 2006, KIRSCH 2003: 38 ff.). Be-
sorgniserregend sind dabei Berichte über die Aneignung echter polizeilicher Befugnisse, 
Datenmissbrauch, Freiheitsberaubung und körperliche Übergriffe (vgl. EICK 2007: 65ff.). 





6.2 Verdrängung Obdachloser aus dem öffentlichen Raum  
 
Die 1980er Jahre gelten in Bezug auf die bundesdeutsche Obdachlosenpolitik als die libe-
ralste Phase, nachdem in den 1970er Jahren Teile des Strafgesetzbuchs reformiert und die 
mit Haft zu bestrafenden Tatbestände der Bettelei, Landstreicherei und Arbeitsscheu gemäß 
§361 & §362 RStGB abgeschafft wurden (vgl. BUSCH-GERTSEEMA 2006: 5, BINDZUS & LANGE 
2000). Besonders seit Anfang der 90er Jahre fordern Politiker wieder ein verschärftes Vor-
gehen, um der allgemeinen „Verwahrlosung der Innenstädte“ entgegenzuwirken: „Es ist nun 
mal  so – wo Müll ist, sind Ratten, und wo Verwahrlosung ist, ist Gesindel (…). Das muss 
beseitigt werden.“ (Klaus-Rüdiger Landowsky im Abgeordnetenhaus Berlin am 27.02.1997, 
zit. nach: EICK 1998a: 11f.) Dabei erinnern häufig Formulierungen wie „Säuberungen“, „Auf-
räumen“ oder „Offensive“ an die Kriegsterminologie des dritten Reiches (vgl. KLEMPERER 
1982). 
 
Im Jahr 1997 stellte der damalige Bundesinnenminister Manfred Kanther das Konzept Ak-
tion Sicherheitsnetz vor. Es gilt als die deutsche Version der New Yorker Zero-Tolerance-
Politik und findet mit dem Beschluss der Innenministerkonferenz vom Februar 1998 über 
eine „Partnerschaft für mehr Sicherheit in unseren Städten und Gemeinden“ in verschiede-
nen Städten Deutschlands seine Anwendung. Berlin war eine der ersten Modellstädte. Die 
Aktion Sicherheitsnetz umfasst verschiedene ordnungspolitische Maßnahmen, um die allge-
meine Sicherheit im öffentlichen Raum zu erhöhen. Dazu gehören unter anderem: 
 
- Verteidigung der öffentlichen Ordnung gegen Rücksichtslosigkeiten, Randale, Alkoholis-
mus-Szenen, „Pennertum“, aggressives Betteln, Unsauberkeit, Lärm etc. zur Vermeidung 
von ‚Szenen- und Gangbildung‘ sowie ‚Milieus der Unordnung‘ 
- Kooperation mit privaten Sicherheitsdiensten und freiwilligen Polizeihelfern 
- mehr Präsenz und entschlossenes Auftreten der Sicherheitskräfte an Brennpunkten 
(Bahnhöfe, offene Drogenszenen, verdächtige Gaststätten, gefährdete Wohngebiete etc.) 
- die Ausweitung der Befugnisse des Bundesgrenzschutzes auf innerstädtische Bereiche  
(zit. nach: WEHRHEIM 2006: 69, STIFTUNG SPI 1998)  
 
Mit der Umsetzung von Kanthers Konzept wird fortan die gefährdete Innere Sicherheit vor-
nehmlich als disorder-Problem präsentiert. Unerwünschten Szenen im öffentlichen Raum soll 
koordinierter, präventiver und durch eine niedrigere Eingriffsschwelle entgegengewirkt wer-
den (vgl. RONNEBERGER et al. 1999: 138). Die Renaissance des vorrechtsstaatlichen Begriffs 
der öffentlichen Ordnung und die Verknüpfung von sozialpädagogischen, ordnungspoliti-
schen und polizeilich-strafrechtlichen Maßnahmen macht deutlich, dass die Verantwortlichen 
die Intensivierung der sozialen Kontrolle und die Disziplinierung marginaler Gruppen durch 
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neu definierte Normen verfolgen (vgl. ebd.). Das Argument der Wiederherstellung der öffent-
lichen Sicherheit muss hingegen aufgrund der über die 1990er Jahre konstant gebliebenen 
Kriminalitätsraten als fragwürdig bewertet werden (vgl. SIEBEL 2003: 256). 
Im Jahr 1999 wird in Berlin die juristische Grundlage für die Ausweitung ordnungspoliti-
scher Maßnahmen im öffentlichen Raum geschaffen. So berechtigt die Neufassung des All-
gemeinen Gesetzes zum Schutz öffentlichen Sicherheit und Ordnung (ASOG Bln) die Polizei 
im gesamten Stadtgebiet verdachtsunabhängige Kontrollen – die sogenannte Schleierfahn-
dung – durchzuführen (vgl. §18 Abs. 7 ASOG Bln). Im März 2004 wurden diese Befugnisse 
auf die sogenannten gefährlichen Orte beschränkt (vgl. WARNTJEN 2004).  
Besonders in Deutschland beziehen sich spezielle polizeiliche Maßnahmen auf geogra-
phisch definierte Räume (vgl. WEHRHEIM 2006: 56). Das Konstrukt der gefährlichen Orte 
bzw. kriminalitätsbelasteten Orte ist mittlerweile in den Polizeigesetzen aller Bundesländer 
verankert (vgl. BELINA 2008) Dabei werden einem bestimmten Raumausschnitt kriminogene 
Eigenschaften zugeschrieben (Reifikation) und somit dessen verstärkte Überwachung ge-
rechtfertigt. Das soziale Phänomen Kriminalität wird auf ein räumliches Phänomen reduziert. 
Diese weitgehende Abstraktion kritisiert Belina als „Raumfetischismus“ (ebd. 2000: 135ff.).  
An gefährlichen Orten werden wesentliche Persönlichkeitsrechte außer Kraft gesetzt. So 
können dort gemäß §21, §23 und §29 ASOG Bln weiterhin verdachtsunabhängige Perso-
nenkontrollen erfolgen, mitgeführte Sachen durchsucht, erkennungsdienstliche Behandlun-
gen durchgeführt, Platzverweise ohne Begründung ausgesprochen und gegebenenfalls mit-
tels Verbringungsgewahrsam durchgesetzt werden (vgl. ebd., EICK 1998a: 6, RONNEBERGER 
et al. 1999: 156). Des Weiteren besagt der §29 Abs. 2:  
„Die Polizei kann zur Verhütung von Straftaten einer Person untersagen, ein bestimmtes 
Gebiet innerhalb von Berlin zu betreten oder sich dort aufzuhalten, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass diese Person dort eine Straftat begehen wird (Aufenthaltsverbot).“ 
(BERLIN.DE 2010a) 
Hierin wird bereits der vorbeugende Charakter der neuen Politik deutlich, denn nicht die 
konkrete Straftat, sondern der Aufenthalt an einem Ort und die mögliche Absicht zu einer 
Straftat kann bereits sanktioniert werden. Dabei wird dem einzelnen Ordnungshüter ein er-
heblicher Ermessensspielraum eingeräumt. Gleichzeitig gilt das verhängte Aufenthaltsverbot 
mit bis zu drei Monaten deutlich länger als die bis dahin praktizierten Platzverweise und greift 
in das Grundrecht auf Freizügigkeit gem. Art. 11 GG ein (vgl. RONNEBERGER et al. 1999: 
157f., STOEPHASIUS 2008: 67f.). Die Ausweitung der polizeilichen Befugnisse ist daher um-
stritten. Ziel der neuen Regelungen war in erster Linie die Vertreibung der Drogenszene, im 
Polizeijargon als „fixer jogging“ (EICK 1998a: 2) bezeichnet. Kritiker merkten aber an, dass 
sie damit stark selektiv wirken, „vor allem gegen auffällige Personen (…), als Ausländer er-
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kennbare oder ‚unordentlich’ gekleidete Menschen“ (KIRSCH 2003: 85 zit. KUTSCHA). Auch 
Obdachlose waren nachweislich davon betroffen (vgl. BUSCH-GEERTSEMA 2006: 7).  
Die gefährlichen Orte werden von der Berliner Polizei auf der Grundlage eigener Statisti-
ken festgelegt, aber nicht öffentlich bekannt gegeben. Im Jahr 2004 hat die Berliner Zeitung 
dennoch eine Liste mit den gefährlichen Orten erhalten und veröffentlicht (vgl. KOPIETZ & 
SCHNEDELBACH 2004). Sie sind in der Karte 3 dargestellt. 
Die Methode des Verbringungsgewahrsams gilt als restriktivste Maßnahme zur Aufrechter-
haltung der öffentlichen Ordnung. Sie beschreibt den Transport von Personen durch die Po-
lizei und deren Entlassung an einem anderen Ort, der keine polizeiliche Gewahrsamseinrich-
tung ist. In den 1990er Jahren war dies in Berlin eine gängige Praxis. Besonders Obdachlo-
se, Prostituierte und Punks berichteten von willkürlichen Verbringungen von zentralen Orten 
wie dem Alexanderplatz oder dem Bahnhof Zoo an Orte des Berliner Umlandes wie z.B. 
Grunewald, wo sie weit entfernt von öffentlichen Verkehrsmitteln ausgesetzt wurden. Allein 
im Jahr 1995 wurden mehr als 1750 Verbringungsmaßnahmen durchgeführt (vgl. GISPERT 
2002). Einige Personen wurden mehr als 70mal aus der Stadt gebracht (vgl. ebd.). In die 
öffentliche Kritik geriet diese Praxis, als im Winter 2003 in Stralsund ein offensichtlich alkoho-
lisierter Obdachloser außerhalb der Stadt ausgesetzt wurde und über Nacht erfroren ist (vgl. 
GLÄSENER 2003). In Berlin findet heute der Verbringungsgewahrsam keine Anwendung mehr 
(vgl. ebd.). Obdachlose und Sozialarbeiter haben dies in Interviews bestätigt.  
Eine hingegen gegenwärtig praktizierte Maßnahme zur Verdrängung von Obdachlosen aus 
dem öffentlichen Raum ist die des ortsgebundenen Alkoholverbotes. Es wird durch die Ände-
rung der jeweiligen Parkordnung umgesetzt, liegt somit in der Verantwortung des entspre-
chenden Bezirks und bietet den Behörden eine Grundlage, um Platzverweise auszuspre-
chen. Derzeit ist der Konsum von alkoholischen Getränken im Koeltzepark (Spandau), auf 
dem Neuköllner Rathausvorplatz, auf dem Blochplatz (Wedding) und auf dem Alexanderplatz 
im Bereich des Fernsehturms sowie des Marx-Engels-Forums untersagt (vgl. BERLIN.DE 
2010b, AULICH 2009a, 2009b, STOLLOWSKY 2008). Zuwiderhandlungen können durch Polizei 
und Ordnungsamt mit einem Verwarnungsgeld von 10 bis 30 Euro geahndet werden (vgl. 
AULICH 2009b). Die Verbote für den Leopoldplatz (Wedding) und den Ottopark (Moabit) wur-
den am Anfang des Jahres 2010 wieder aufgehoben (vgl. ebd.). Sie konnten ähnlich wie im 
Sommer 2008 in der Spandauer Altstadt nicht effektiv durchgesetzt werden. Ein Teil der sich 
am Leopoldplatz täglich aufhaltenden Abhängigen ist obdachlos. Sie wurden bereits vor Jah-
ren aus einem anderen Gebiet dorthin „umgesiedelt“ und anfangs von Sozialarbeitern be-
treut. Als jedoch die anliegende Müllerstraße im Rahmen des Bund-Länder Programms Akti-
ve Stadtzentren aufgewertet werden sollte, beabsichtigte der Bezirk die erneute Verdrän-
gung (MARKOWSKY 2009c). Die Abhängigen sollen nun zu einem Platz an der Turiner Straße 
„umziehen“. Ein Toilettencontainer und eine pavillonartige Überdachung sollen dafür als An-
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reiz dienen (vgl. AULICH 2009b). In anderen Bezirken wird wiederum überlegt, räumliche Al-
koholverbote einzuführen, so z.B. am Biesdorfer Baggersee (Marzahn-Hellersdorf) und an 
der Schlossstraße sowie am Hermann-Ehlers Platz (Steglitz) (vgl. AULICH 2009a, BERLINER 
ZEITUNG 2009).  
SIMON dokumentiert, dass in deutschen Kommunen und Städten „immer wieder der Ver-
such unternommen wurde, insbesondere auf ‚attraktiven’ innerstädtischen Straßen und Plät-
zen – außerhalb der sogenannten Freischankflächen – den Konsum von Alkohol zu verbie-
ten“, was aber unter anderem durch das VGH Mannheim, das OLG Saarland, das OVG 
Schleswig-Holstein und das VGH Baden-Württemberg als rechtswidrig bewertet wurde (vgl. 
ebd. 2002: 57-61, HEMMERICH 2009). Demnach seien die Deklaration des Alkoholkonsums 
als illegale Sondernutzung und die Aufnahme eines generellen Verbots in das Verkehrsrecht 
unvereinbar mit dem Grundgesetz. Ähnlich verhält es sich mit Gesetzen, die das Lagern, 
Verweilen, Nächtigen oder Betteln im öffentlichen Raum verbieten. Solche Verordnungen 
gibt es den nach Kenntnissen des Autors für Berlin nicht. Bei einer im Jahr 2000 durchge-
führten Studie unter 288 deutschen Obdachlosenvereinigungen, gaben jedoch drei viertel 
aller Befragten an, dass in ihrer Region Gesetze die öffentliche Ordnung schützen. In 16% 
aller Fälle besteht ein ausdrückliches Verbot des Bettelns, in fast 50% ein Verbot des eigens 
differenzierten aggressiven Bettelns und des Schlafens im öffentlichen Raum (vgl. BUSCH-
GEERTSEMA 2006: 6f.). 
 
Besonders offensichtlich werden die Verdrängungsabsichten im öffentlichen Raum, wo um-
liegende Gewerbetreibende ihren Umsatz durch ein Negativimage gefährdet sehen. Am 
Kottbusser Tor („Kotti“) in Kreuzberg halten sich viele Heroinabhängige auf. Die Szene ist 
deutlich gewachsen, seitdem sie aus einem nahe gelegenen Parkhaus aber auch aus ande-
ren Bezirken vertrieben worden sind (vgl. LINDE 2009d). Unter ihnen sind auch zahlreiche 
Obdachlose. Bis März 2009 gab es seit ca. 15 Jahren in der nahe gelegenen Dresdener 
Straße die Einrichtung Ska des Fixpunkt e.V. für schwerstabhängige Heroinsüchtige. Hier 
erhielten sie für vier Stunden am Tag die Möglichkeit des medizinisch überwachten Kon-
sums, medizinisch-pflegerische Leistungen und weiterführende Drogenberatungen (vgl. FIX-
PUNKT E.V. 2010). Die Initiative Kottbusser Tor, ein Zusammenschluss aus vorwiegend Ge-
werbetreibenden und Gastronomen, forderte seit Anfang 2009 die Vertreibung der Drogens-
zene vom Kotti und die Einstellung des sozialen Angebotes (vgl. LINDE 2009d). Auch Teile 
der Anwohner unterstützten diese Absichten. 80% sprachen sich aber für den Erhalt des 
Druckraums Ska und gegen eine Vertreibung aus (ebd.). Schließlich wurden Fixpunkt e.V. 
die Räumlichkeiten vom Vermieter aufgrund des massiven Drucks im März 2009 gekündigt 
(FLATAU 2009). Die Szene besteht weiterhin, jedoch jetzt stärker im öffentlichen Raum. Da-
gegen agiert seit dem März 2009 eine zivile Sondereinheit der Polizei am gefährlichen Ort 
 30
Kottbusser Tor. Sie nimmt Dealer und Süchtige fest und spricht zusätzlich zum Ordnungsamt 
täglich ca. 20 Platzverweise gegen Drogenabhängige und Autoscheibenputzer aus (vgl. 
BEHRENDT & PLETL 2009).  
 
Eine ähnliche Entwicklung wie am Kotti zeichnet sich in der sogenannten City-West ab. Die 
AG City e.V. versteht sich als freier Zusammenschluss aus Geschäftsleuten rund um die 
Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche mit dem Ziel, gemeinsame Interessen zu koordinieren 
und den Kurfürstendamm sowie dessen Nebenstraßen im unternehmerischen Sinne aufzu-
werten. Dafür sollen die eigenen Vorstellungen von Ordnung im öffentlichen Raum durchge-
setzt werden. Auf den regelmäßig stattfindenden AG-Treffen wird den eingeladenen Vertre-
tern der Obdachlosenunterkünfte mitgeteilt, an welchen Orten deren Klientel nicht erwünscht 
ist (WEHRHEIM 2006: 161). Zeitweise patrouillierte der private CM-Sicherheitsdienst im Auf-
trag der AG City e.V. im öffentlichen Raum am Kurfürstendamm (vgl. KIRSCH 2003: 99f). 
Damit verstand man sich als „verlängerter Arm“ der Polizei (EICK 1998a: 1). So heißt es auf 
der Internetseite: „Gemeinsam mit Polizei und Behörden verstärken wir Aktivitäten für ein 
sicheres Einkaufserlebnis für die Berliner und ihre Gäste in einer großstädtisch gepflegten 
Atmosphäre.“ (AG CITY E.V. 2010) Die auf Druck der Arbeitsgemeinschaft gegründete poli-
zeiliche Operative Gruppe City West geriet in die Kritik, als bekannt wurde, dass sie präven-
tiv und brutal gegen Jugendgruppen und Obdachlose, besonders aber gegen Migranten im 
Einsatzgebiet vorging (vgl. ECKERT 1998). Im Jahr 2005 wurde sie durch den Senat aufgelöst 
(CDU BERLIN 2005).  
Die AG City e.V. strebt seit einiger Zeit an, ihre Vereinigung in das Modell eines Business 
Improvement Districts (BID) zu überführen, wie es bereits in Großteilen der USA aber auch 
in verschiedenen deutschen Städten als Reaktion auf die zunehmend dominierende Shop-
ping-Mall-Kultur umgesetzt wurde (vgl. WEHRHEIM 2006: 160f., BEZIRKSAMT CHARLOTTEN-
BURG-WILMERSDORF 2009, IHK 2008). Damit würde dann der öffentliche Raum zwischen den 
beteiligten Geschäften an die Vereinigung verpachtet, sodass dort fortan ihr gemeinsames 
Hausrecht gelten würde. Auf dessen Grundlage könnten dann Normabweichler aus dem 
Gebiet legal entfernt werden. Das Abgeordnetenhaus Berlin hat im Jahr 2005 einen solchen 
Vorschlag der CDU-Fraktion abgelehnt (vgl. IHK 2008). Jetzt wählt die AG City e.V. für ihre 
Aufwertungsziele einen anderen Weg. In Kooperation mit den Bezirken Charlottenburg-
Wilmersdorf und Tempelhof-Schöneberg wurde 2009 eine gemeinsame Nutzungs- und Ge-
staltungssatzung ausgearbeitet, auf deren Grundlage Bettler, Bauchladenbesitzer, Straßen-
musiker und Marktbetreiber im Bereich Wittenbergplatz, Tauentzienstraße und Breit-
scheidplatz einen Platzverweis erhalten können (vgl. LINDE 2009e, LANGE & FLATAU 2009). 
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Die Maßnahmen am Kottbusser Tor und in der City West sind wohl derzeit die bedeutend-
sten Beispiele für Verdrängungen im öffentlichen Raum Berlins. Beide sind auf Initiativen 
eines Zusammenschlusses von gewerblichen Interessen zurückzuführen, bei denen das 
getrübte Erscheinungsbild der Gegend für Umsatzeinbußen verantwortlich gemacht wird. 
Berlin weist gegenüber anderen deutschen Städten eine Besonderheit auf. Während sich die 
Vertreibungspolitik gegenüber sozialen Randgruppen durch Polizei und Ordnungsamt in 
Städten wie z.B. München oder Bremen deutlich restriktiver und konzentrierter auf die eine 
touristische Innenstadt bezieht (vgl. KÖRNER 2006: 52ff., WEHRHEIM 2006: 57f.), verfügt das 
dezentrale Berlin über mehrere kommerzielle Zentren, unter denen der Wettstreit um das 
Kapital zukünftig stadtintern ausgetragen werden könnte. Und auch wenn sich der gegen-
wärtige rot-rote Senat in Bezug auf Verdrängung verhältnismäßig gemäßigt zeigt, indem er 
stark restriktive Gesetze entschärft und BID-Initiativen ablehnt, besteht die Gefahr, dass sich 
entsprechende Praktiken über bezirkliche Sondernutzungsbestimmungen durchsetzen wer-
den. Gleichzeitig polarisiert die oppositionelle CDU-Fraktion, indem sie eben jene Maßnah-
men unterstützt, mehr Ordnungskräfte mit mehr polizeilichen Befugnissen und eine umfas-
sende Videoüberwachung fordert, um der öffentlichen „Verwahrlosung“ Berlins entgegenzu-
wirken, während sie sich für die Schließung sozialer Einrichtungen einsetzt (vgl. CDU BERLIN 
2005, 2009a, 2009b, 2009c, 2009d, 2009e). 
 
6.3 Verdrängung Obdachloser aus dem semi-öffentlichen Raum 
 
Die Verdrängung aus dem semi-öffentlichen Raum ist für diese Betrachtung relevant, da 
dieser meist erst infolge einer Kommodifizierung durch Privatisierung aus öffentlichem Raum 
entsteht. Gleichzeitig prägt der semi-öffentlichen Raum maßgeblich die Verdrängungspolitik 
Berlins, weil in ihm die Maßnahmen auf Grundlage des jeweiligen Hausrechts deutlich um-
fangreicher und restriktiver stattfinden können. Mit dem Einkaufszentrum und dem Berliner 
ÖPNV sollen hierfür zwei wichtige Beispiele genauer betrachtet werden. 
 
6.3.1 Shopping Center als sozial homogenisierte Marktplätze 
 
Als eine bedeutende Form des semi-öffentlichen Raums gilt das Modell des Einkaufszen-
trums. Nach dem Fall der Mauer entwickelte sich in Berlin ein dichtes Netz von Einkaufszen-
tren, welches ähnlich dem Prinzip der Zentralen Orte nach Walter Christaller mit Einrichtun-
gen unterschiedlicher Größe die Versorgung der Berliner Bevölkerung mit Konsumgütern 
sicherstellt (s. Karte 4). Allein „zwischen 1992 und 2003 wurden 26 Einrichtungen dieses 
Typs mit mehr als 10.000 Quadratmetern errichtet. [Dabei wanderte die Mall als ursprünglich 
suburbanes Element keilförmig] aus dem brandenburgischen Umland vom Osten her über 
die peripheren Großsiedlungen in das Stadtgebiet des 19. Jahrhunderts und eroberten all-
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mählich die West-Berliner City.“ (DÖRHÖFER 2007: 64) Die große Bedeutung der Einkaufs-
zentren für den Konsum in der Bundeshauptstadt belegt eine Statistik, nach welcher im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern hier die höchste relative Shopping-Mall-Dichte besteht (s. 
Abb. 4).  

































































































































Quelle: Institut für Gewerbezentren 2007 
 
Einkaufszentren stehen häufig im Zentrum der Kritik von Stadtplanern, da sie mit ihrer 
kaufästhetisch motivierten Inszenierung der Urbanität eine Pseudo-Öffentlichkeit schaffen 
und gleichzeitig das umliegende Einzelgewerbe wirtschaftlich marginalisieren (vgl. KIRSCH 
2003: 21, POPP 2006, DÖRHÖFER 2007: 71, WEHRHEIM 2007). Gestalterisch orientieren sie 
sich stark an der Außenwelt. Zwischen Läden, Bistros und Restaurants täuschen Wege, 
Plätze, Beschilderungen, Brunnen und Sitzgelegenheiten einen öffentlichen Ort vor. Tatsäch-
lich handelt es sich aber formal um Privatgrund, der lediglich der Öffentlichkeit für Konsum-
zwecke zugänglich gemacht wird.  
Ihren Kunden garantieren die Betreiber der Shopping Center gemäß der SOS-Regel (Si-
cherheit, Ordnung, Sauberkeit) geordnete Verhältnisse, ein stressfreies Ambiente und unge-
störten Konsum inmitten einer hektischen Großstadt. Dafür sorgt eine strenge Normierung 
der akzeptierten Verhaltensweisen. Die Vereinnahmung der Mall als Freizeit- oder Aufent-
haltsort soll vermieden werden. Kulturelle, sportliche oder politische Aktivitäten sind grund-
sätzlich untersagt. In der Regel verbietet die jeweilige Hausordnung darüber hinaus abwei-
chendes Verhalten, wie z.B.: 
 
- das Feilbieten von Waren, Straßenmalereien, Musizieren oder andere Auftritte sowie 
Vorführungen jeder Art  
- das Betteln und Hausieren  
- das Sitzen auf den Treppen oder dem Boden  
- den Genuss von alkoholischen Getränken außerhalb der gastronomischen Einrichtungen  
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- jegliches Verhalten durch das andere Besucher behindert, belästigt oder gefährdet wer-
den (vgl. GLASZE 2001: 165) 
 
Die Hausordnungen werden den Besuchern nur in wenigen Fällen vollständig zugänglich 
gemacht (vgl. HELTEN & FISCHER 2003: 14). Jan WEHRHEIM zeigt, die Kenntnisse über die 
hausinterne Gesetzgebung sind unter ihnen äußerst gering. Lediglich 5,4% aller Befragten 
nehmen Einkaufszentren als kontrollierte Räume wahr (ebd. 2007: 283). Besonders Jugend-
liche und Randgruppen unterliegen aber in Einkaufszentren einem erhöhten Konformitäts-
druck. Die Sanktionierung von normabweichendem Verhalten gehört nachweislich zu den 
wichtigsten Aufgaben der Sicherheitskräfte (vgl. HELTEN & FISCHER 2003: 30). Auch Obdach-
lose werden in dem Zusammenhang explizit genannt (ebd.: 28). Um diese Exklusion effizient 
zu ermöglichen finden zunehmend visuelle Überwachungssysteme ihre Anwendung. Im Jahr 
2003 setzte bereits über die Hälfte aller Berliner Einkaufszentren die Videoüberwachung zur 
Durchsetzung der eigenen „Gesetze“ ein (vgl. ebd.: 6). Wahrscheinlich liegt der Anteil ge-
genwärtig noch höher. CCTV wirkt stark selektiv, denn nicht alle können so überwacht wer-
den. Besonders Personen, die aufgrund ihres Erscheinungsbildes auffallen, geraten in Ein-
kaufszentren ohne davon zu wissen in das Visier der privaten Ordnungskräfte (vgl. ebd. 33). 
Somit wird die Pluralität der Gesellschaft in der Mall erheblich begrenzt. Es besteht dort kei-
ne echte Öffentlichkeit. 
Damit aber exekutive Maßnahmen möglichst selten durchgeführt werden müssen, diszipli-
niert die Mall bereits durch ihre konzeptionelle Gestaltung. Der exzessive Einsatz edler 
Baumaterialien wie Marmor, Granit, Glas oder Spiegeln und eine vornehme Raumeinrichtung 
mit Ausstellungskunst, künstlichen Wasserfällen, Palmen- oder Bambushainen wirkt exklu-
siv. Die Strukturierung sowie der gezielte Einsatz von Licht, Farben, Geruch und Musik wur-
de zudem seit langem perfektioniert, sodass gleichförmiges, auf Konsum orientiertes Verhal-
ten gesteuert, nicht aber zum längeren unproduktiven Verweilen eingeladen wird (vgl. 
WEHRHEIM 2007: 285ff.). Sitzbänke werden zum Beispiel so angelegt, dass man mit dem 
Rücken zueinander sitzen muss. Aus dem Europacenter, welches auch nachts geöffnet ist, 
sind sämtliche Bänke entfernt worden.  
  
6.3.2 Soziale Verdrängung im Berliner ÖPNV  
 
Die Verdrängung unerwünschter Personengruppen aus dem Berliner Öffentlichen Perso-
nennahverkehr gilt als besonders intensiv, weil sowohl die landeseigenen Berliner Verkehrs-
betriebe (BVG), welche Busse, U- und Straßenbahnen betreibt, als auch die S-Bahn GmbH 
– die Tochtergesellschaft der privatisierten Deutschen Bahn AG – die vier eingangs genann-
ten Dimensionen der Verdrängung Recht, Personal, Technik und Architektur im erheblichen 
Maße anwenden. Bereits die New Yorker Zero-Tolerance-Politik machte das städtische U-
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Bahnsystem zum zentralen Einsatzgebiet (vgl. WEHRHEIM 2006: 49). Berlin weist diesbezüg-
lich einige Parallelen auf.  
Seit der Privatisierung der Bundesbahn im Jahr 1993 werden Betrieb, Service und Ausstat-
tung mehr und mehr unternehmerischen Interessen angepasst. Das Ziel des Konzerns ist es, 
das eigene Image aufzubessern und die Bahn als Verkehrsmittel für finanzkräftige Kunden 
wieder attraktiv zu machen (vgl. RONNEBERGER 2001: 36). Zwei Jahre darauf startete die 
Deutsche Bahn AG ihr sogenanntes 3-S-Programm (Service, Sicherheit, Sauberkeit) (vgl. 
RONNEBERGER et al. 1999: 144). Damit wurde bundesweit die Videoüberwachung und tech-
nische Infrastruktur ausgebaut, die Hausordnung verschärft und ein firmeneigener Sicher-
heitsdienst Bahn Schutz und Sicherheit GmbH (BSG) gegründet (vgl. ebd.: 144ff., EICK 
1998b). Das Herzstück des Programms sind die 3-S-Zentralen, von wo aus die panoptische 
Überwachung betrieben und Ordnungskräfte, Polizei und Reinigungspersonal koordiniert 
werden. Das Vorgehen gegen Obdachlose wurde durch diese Neuerungen deutlich restrikti-
ver. „So ist es möglich (…) den Drogensüchtigen oder Obdachlosen anzusprechen, bevor er 
sich im Bahnhof niederlassen kann“ (RONNEBERGER et al. 1999: 145 zit. BAHNHOF-REPORT 
1998). Ein ähnlich präventives Konzept kommt auch bei der BVG zur Anwendung. Auf allen 
171 U-Bahn-Stationen filmen Videokameras, ebenso in jeder vierten Straßenbahn, jeder 
dritten U-Bahn und in 68% aller Busse (vgl. ABGEORDNETENHAUS BERLIN 2009). Die Informa-
tionen laufen bei den vier SIS-Leitstellen zusammen und werden von dort an die Sicher-
heitsdienste weitergegeben (TÖPFER et al. 2003: 38f). Die Videoüberwachung soll noch wei-
ter ausgebaut werden. Der Berliner Senat hat dafür 2007 mit der Verschärfung des ASOGs 
die Grundlagen geschaffen (LINDE 2009e). Bis 2013 sollen alle Fahrzeuge der BVG mit ins-
gesamt 12.000 Kameras ausgestattet werden (vgl. HEINRICH 2010). 
Nach neuen Plänen wird der U-Bahnhof Kottbusser Tor zum „Musterbahnhof“ ausbaut (vgl. 
FALKNER 2009). Dazu gehören eine flächendeckende Videoüberwachung mit schwenkbaren 
Kameras und zusätzliches Sicherheitspersonal. „Im Gespräch seien auch biometrische Ge-
sichtserkennungsverfahren bzw. ein Erfassungssystem für bestimmte Bewegungsabläufe. 
Ziel sei es, damit auch die Drogenszene, die sich im und um den Bahnhof aufhält, zu ver-
drängen.“ (LINDE 2009d) Auch am neuen U-Bahnhof Brandenburger Tor soll die neue thin-
king camera Normabweichungen automatisch erkennen und gegebenenfalls selbstständig 
stillen Alarm auslösen (vgl. NEUMANN 2005). 
Die Verkehrsbetriebe begründen den stetigen Ausbau ihrer Sicherheitskonzepte mit dem 
notwendigen Vorgehen gegen Vandalismus und Gewalt und dem hohen Sicherheitsbedürf-
nis der Reisenden. Immer wieder berichten medienwirksame Pressemitteilungen von gewalt-
tätigen Übergriffen auf Fahrgäste und angeblich sinkenden Hemmschwellen, besonders un-
ter Jugendlichen (vgl. z.B. BILD.DE 2008, LIER & PLETL 2008, MICHEL & SCHULZ 2008, WEDE-
KIND et al. 2008). Kriminalitätsstatistiken belegen jedoch, dass der Berliner ÖPNV nicht als 
 35
unsicher gelten kann (KIRSCH 2003: 54ff.). Die Gefahr, dort „Opfer einer Straftat zu werden, 
[ist] statistisch geringer als außerhalb.“ (ebd.) Die Verantwortlichen der Unternehmen wissen 
um diese Diskrepanz, nutzen aber das Unsicherheitsgefühl ihrer Kunden, um ihre eigenen 
Interessen – die Kommodifizierung des ÖPNVs – durchzusetzen.  
Die Bahnhöfe und ihr Umfeld werden zunehmend einer kommerziellen Nutzung unterwor-
fen und ökonomisch aufgewertet. In fast allen Zugangsbauwerken und auf den Bahnsteigen 
werden Geschäfte und Dienstleister angesiedelt. Zentrale Umsteigebahnhöfe wie der Bahn-
hof Zoologischer Garten, der Hauptbahnhof, der Bahnhof Alexanderplatz oder der Ostbahn-
hof werden zu Einkaufszentren ausgebaut und wie eben solche verwaltet. Die Passagiere 
werden zu Kunden. Das Ziel der Gewinnmaximierung ersetzt jenes, im Sinne der öffentlichen 
Daseinsfürsorge preisgünstige Mobilität zu ermöglichen. In dem Zusammenhang präsentiert 
sich besonders die Deutsche Bahn AG als Garant für die Belebung der Innenstädte (vgl. 
RONNEBERGER et al. 1999: 95ff.). Hierbei knüpft sie bewusst an das Flair und das Bild des 
Bahnhofs als historisch gewachsenen weltoffenen Treffpunkt an und präsentiert diesen als 
urbanen Marktplatz und Kommunikationsort (vgl. GERICKE 2002). Die Bahnhöfe werden äs-
thetisiert. Das umfasst sowohl die bauliche Aufwertung als auch die Inszenierung einer at-
traktiven Öffentlichkeit. Potentielle Normabweichler werden aus den Verkehrsmitteln, aber 
auch aus den Bahnhöfen und deren Vorplätzen und somit aus dem Blickfeld der zahlungs-
kräftigen Konsumenten verbannt (vgl. KIRSCH 2003: 72). Bei genauerer Betrachtung der 
Hausordnungen wird klar, dass auch Obdachlose unerwünscht sind, denn bereits der Auf-
enthalt ohne die Absicht zu konsumieren oder zu fahren wird kriminalisiert (s. Tab. 2).  
 
Tab. 2: Hausordnungen und Beförderungsbedingungen des ÖPNV in Berlin  
Verbote gemäß der jeweiligen Hausordnungen bzw. der gemeinsamen Beförderungsbe-
stimmungen des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH BVG 
Deutsche 
Bahn AG 
Durchsuchen der Abfallbehälter x x 
Weiterverkauf oder Weitergabe von entwerteten Fahrausweisen x  
übermäßiger Alkoholgenuss x x 
das bloße Verweilen, ohne Absicht, die Fahrt anzutreten x  
Sitzen und Liegen auf dem Boden, auf Treppen und Zugängen  x 
Betteln und Belästigen von Personen  x 
Live-Musik, Auftritte, Veranstaltungen und Demonstrationen nur nach Absprache 
nur nach 
Absprache 
Verkaufen und Verteilen von Waren, Flugblättern und Ähnlichem nur nach Absprache 
nur nach 
Absprache 
Von der Beförderung ausgeschlossene Personen BVG Deutsche Bahn AG 
Personen, die unter Einfluss alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel stehen x x 
verschmutze und/oder übel riechende Personen x x 
 
Quellen:  Hausordnung der S-Bahn (2007), Hausordnung der BVG (2010) und Beförderungsbestimmungen des Verkehrsverbundes Berlin-
Brandenburg (VBB) (2010) 
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Im Jahr 1998 wurden allein an den drei Bahnhöfen Zoologischer Garten, Ostbahnhof und 
Lichtenberg monatlich ca. 7.000 Personen Platzverweise ausgesprochen (vgl. RONNEBER-
GER et al. 1999: 147). Insgesamt 55% aller berlinweiten Platzverweise wurden ausschließlich 
in Bahnhöfen und deren Umgebung verhängt (vgl. EICK 1998b). Dabei kooperierten der pri-
vate BSG, die Berliner Polizei und der damalige Bundesgrenzschutz (BGS), zu dessen Auf-
gabenfeld seit 1989 auch die Sicherheit der Bundesbahn gehört (vgl. KIRSCH 2003: 90ff. 
BRUNST & KORELL 2001). Leider gibt es bezüglich der Platzverweise keine aktuellen Zahlen. 
Klar ist jedoch, dass noch immer zahlreiche Ordnungsmaßnahmen durchgeführt werden. 
Neben den exekutiven Maßnahmen perfektioniert der Berliner ÖPNV auch das Prinzip der 
indirekten, subtilen Verdrängung, indem Raum konzeptionell umgestaltet wird. Die modernen 
Bahnhöfe wirken bereits aufgrund ihrer Architektur exklusiv. Glas, Spiegel und Metall kom-
men zum Einsatz. Die Bahnen und Stationen werden hell, sauber und übersichtlich. Sicht-
hindernisse, dunkle Ecken und uneinsehbare Nischen verschwinden, sodass sich dort nie-
mand niederlassen kann. Es werden zunehmend durch Querstreben geteilte Sitzbänke aus 
kaltem Metallmaschennetz installiert, auf denen längeres Sitzen oder gar Schlafen ausge-
schlossen ist. Die Bahnhofsvorhallen werden nachts nicht beheizt und kühlen im Winter 
deutlich ab. Gleichzeitig bestehen um viele Bahnhöfe bauliche Barrieren, meistens Zäune, 
um die Fremdnutzung bisher undefinierter Flächen zu verhindern. Kostenlose Toiletten wer-
den durch teure Hygienecenter ersetzt und die Preise für die Schließfächer erhöht. Für Ob-
dachlose sind diese Angebote unbezahlbar.  
Im Jahr 2001 verkündet der damalige Bahnchef Hartmut Mehdorn: „Obdachlose gehören 
nicht auf den Bahnhof“ (SPIEGEL ONLINE 2001). Er forderte die Bahnhofsmissionen auf, fortan 
kein warmes Essen an Bedürftige zu verteilen. Die Bahnhofsmission am neuen Berliner 
Hauptbahnhof folgt diesem Aufruf. Sie verpflegt keine Bedürftigen und gilt vielmehr als Auf-
enthaltsort für Reisende der ersten und zweiten Klasse.  
Die wohl subtilste Verdrängung von Unerwünschten wurde im Dezember 2009 am U-
Bahnhof Adenauerplatz von der BVG erprobt. In einem Zwischengeschoss des Bahnhofs 
sollte sich ständig wiederholende klassische Musik Obdachlose, Abhängige und Bettler ver-
treiben (LINDE 2010b). Angelehnt ist dieses Pilotprojekt an die Maßnahmen in München und 
Hamburg, wo die „Verdrängung durch Musik“ von den Bahnbetreibern bereits zum Einsatz 
kommt (ebd.). 
Der ÖPNV in Berlin, besonders die Deutsche Bahn AG, versteht sich als Motor der Stadt-
entwicklung, ist aber auch Vorreiter sozialer Verdrängung. Unliebsame Personen werden 
direkt und indirekt vertrieben, urbane Erscheinungen entweder kommerzialisiert oder sank-
tioniert. Dieses Prinzip gilt auch für Straßenmusiker und -künstler. Bei der BVG müssen sie 
für 6,60 € pro Tag eine Genehmigung aus einem begrenzten Kontingent erwerben, um an 
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einer vorgeschrieben Stelle Geld verdienen zu dürfen. Andernfalls werden sie durch das Si-
cherheitspersonal vom Firmengelände entfernt. 
 
 
7 Wahrnehmung der Verdrängung durch Berliner Obdachlose 
 
Im Folgenden sollen die Ergebnisse aus den Befragungen von Wohnungslosen zu den Ver-
drängungsmechanismen dargestellt werden. 
Es besteht eine gewisse Diskrepanz zwischen der beschriebenen Sachlage einer inner-
städtischen Verdrängung in Berlin und der subjektiven Wahrnehmung durch die interviewten 
Obdachlosen der Stadt. Überraschend viele nehmen sie als solche nicht wahr. Ungefähr die 
Hälfte aller Befragten verneinte die Frage, ob sie sich an bestimmten Orten Berlins verdrängt 
oder ausgeschlossen fühlen bzw. ob es ihrer Meinung nach eine Verdrängungspolitik in Ber-
lin gäbe. Viele hatten sich offensichtlich nie Gedanken zu diesem Thema gemacht. Erst nach 
spezifischeren Nachfragen meinerseits wurde von einigen eingeräumt, dass sie schon an 
manchen Orten unerwünscht seien. In erster Linie werden dann Bahnhöfe und die öffentli-
chen Verkehrsmittel genannt. Auch das neue „Zentrum“ Potsdamer Platz wird einmal ange-
führt. 
Die Bedeutungslosigkeit der räumlichen Verdrängung für einen Teil der Befragten leitete 
die Unterhaltung dann oft in eine andere Richtung. Viele erzählten von ihren Alltagsproble-
men: Krankheiten, Kälte, Müdigkeit, Enge der Notunterkünfte, Unstimmigkeiten mit anderen 
Obdachlosen oder Sozialarbeitern. Immer wieder beklagten sich Leute über die Probleme 
mit den Ämtern, über nicht ausgezahlte Gelder, über unzumutbare Wege und uneinhaltbare 
Fristen, über ungerechte Hartz-IV-Kürzungen, lange Bearbeitungszeiten, „unfähige“ Sachbe-
arbeiter oder uneinheitliche und unkoordinierte Verfahrensabläufe bei Jobcentern und Sozi-
alämtern. Einer berichtete verärgert davon, dass man ihn mit 58 Jahren immer wieder an 
Arbeitsstellen vermittelt will, obwohl er sehr krank sei und auf der Straße lebe. Die Kritik rich-
tete sich in den vielen Gesprächen gegen den bestehenden Sozialstaat und dessen aktuelle 
Mechanismen. 
Wiederum andere nehmen die Verdrängung aus dem innerstädtischen Raum bewusst 
wahr. Dabei wird deutlich, dass das Vorgehen im semi-öffentlichen Raum weitaus restriktiver 
ist als im öffentlichen. Besonders die Rolle des ÖPNV erweist sich als problematisch. Er 
nimmt als Treffpunkt, Arbeitsplatz, Übernachtungsmöglichkeit und notwendiges Transport-
mittel eine bedeutende Rolle im Leben vieler Obdachloser ein. Einkaufszentren bedienen 
sich zwar ähnlicher Methoden, sind aber weniger relevant, vermutlich weil Obdachlose nicht 
oft als Konsumenten auftreten. Sie sind daher nur selten dort anzutreffen. Es besteht grund-
sätzlich kein großes Interesse sich dort aufzuhalten, was jedoch auch als Beweis für das 
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Funktionieren des indirekten Ausschlusskonzeptes der Mall gelten kann. Ein Obdachloser 
konnte in einem Einkaufszentrum befragt werden. Er geht in kalten Tagen für kurze Zeit hin-
ein um sich aufzuwärmen. Er sagt, er hätte noch nie Ärger bekommen und betont, dass man 
sich nur „ordentlich verhalten“ müsse. Insofern ist die strenge Normierung bekannt und wird 
auch entsprechend berücksichtigt. 
Dass der öffentliche Raum für Obdachlose sicherer ist als der semi-öffentliche wird bereits 
daran deutlich, dass viele Bettler und inoffizielle Straßenmusiker vor den Eingängen zu den 
Bahnhöfen sitzen. Würden sie den Bahnhof betreten, erhielten sie umgehend einen Platz-
verweis. Jene, die dennoch im ÖPNV arbeiten, müssen ständig aufpassen, um nicht gestellt 
zu werden. Ein Fahrkartenweiterverkäufer erzählte, dass er seine Tickets am Hauptbahnhof 
sammelt und am U-Bahnhof Eberswalder Straße weiterverkauft. Der zweite Teil sei der ge-
fährliche. Dabei müsse er „regelmäßig flitzen“, um den auch in ziviler Kleidung auftretenden 
„Rotkäppis“ zu entkommen. Bisher hätte das immer gut geklappt. Ihm ist aber auch bewusst, 
dass er im Falle einer Festnahme nicht nur wegen des Verstoßes gegen die Hausordnung 
sondern wegen Urkundenfälschung angezeigt werden kann. Anderen ist es schon so ergan-
gen. 
Auf die Frage, ob er die motz auch in der Bahn verkaufe, antwortet Ronny: „Ick bin doch 
nicht lebensmüde!“ Unter den Verkäufern gilt der mobile Verkauf als waghalsig. Er bringt 
zwar mehr Geld als der stationäre im öffentlichen Raum, ist aber von beiden Verkehrsgesell-
schaften verboten (s. Tab. 1). Besonders Suchtkranke sind dennoch darauf angewiesen. Ein 
Verkäufer erzählte, das Urteil gegen ihn laute 900€ oder 60 Tage Haft. Sein Vorschlag den 
Betrag mit monatlich 10€ abzubezahlen, wurde abgelehnt. Das Geld hat er nicht. So wird er 
wohl bald ins Gefängnis gehen müssen.  
Die Sicherheitsleute suchen gezielt nach den Verkäufern. Sie gelten allgemein als „scharf“. 
Besonders die Security der BVG – die GSE – ist gefürchtet. Manchmal kommt es auch zu 
gewaltsamen Übergriffen (vgl. BRUNST 2004, EICK 1998a: 17f., WRUSCH 2009). In den Inter-
views bestätigten zwei Leute, schon einmal von den „Rotkäppis“ tätlich angegriffen worden 
zu sein.  
Ein anderes Problem in Bezug auf Berlins ÖPNV ist das der eingeschränkten Mobilität der 
Obdachlosen. Es wurde gezeigt, dass sie gezwungen sind größere Strecken zurückzulegen. 
Fahrkarten sind aber für die meisten zu teurer. Das Sozialticket ist an Behördengänge und 
verschiedene Voraussetzungen (Hartz-IV-Bescheid, Personalausweis, Passfotos etc.) ge-
bunden. Vielen erscheint das als aussichtslos. Deshalb fahren Obdachlose auch ohne Fahr-
schein. Einigen sind mögliche Konsequenzen egal. Christian LINDE zeigt aber, dass obwohl 
die Schwarzfahrerquote mit 3,1% deutlich unter dem Bundesdurchschnitt liegt, immer mehr 
Berliner aufgrund des Tatbestandes der „Beförderungserschleichung“ (gem. §265a StGB) im 
Gefängnis sitzen (vgl. ebd. 2009f). Oft ist „die Gesamtschuld durch Mahn- und Verwaltungs-
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kosten so hoch, dass den ‚Schwarzfahrern’ am Ende nur die Haftstrafe als Ersatz für die 
Geldleistung bleibt“ (ebd.). Mehr als einem Drittel aller Insassen in der JVA Plötzensee ist es 
so ergangen. Viele von ihnen waren obdachlos (vgl. ebd.). Wer dieses Risiko nicht eingehen 
will, muss laufen. Das obdachlose Ehepaar Ralph und Anja ist aus diesem Grund zwei Mal in 
der Woche von Berlin-Treptow nach Berlin Wittenau zum Nachtcafé gelaufen –vier Stunden 
hin, vier Stunden zurück –, bis das Überfrieren der Wege dies nicht mehr ermöglichte. Un-
terwegs haben sie Pfandflaschen gesammelt.  
Die Verdrängung aus dem öffentlichen Raum scheint aus der Sicht der befragten Obdach-
losen weniger relevant. Polizeiliche Maßnahmen finden selten statt. Auch die Interviewten 
am Kurfürstendamm, Leopoldplatz und der Friedrichstraße bestätigten, dass sie ungestört 
betteln könnten. Nur eine Frau in der Nähe des Bahnhofs Zoo erzählte, dass sie „manchmal“ 
von Polizisten aufgefordert würde den Ort zu verlassen, da man sie dort nicht wolle. Insofern 
hat sich das Verhalten der Polizei gegen Obdachlose gegenüber den 1990er Jahren offenbar 
etwas gebessert. Besonders die Aufhebung des polizeilichen Verbringungsgewahrsams stellt 
diesbezüglich eine notwendige Einsicht der Behörden dar. 
 
Auffallend ist, dass Berliner Obdachlose sehr unterschiedlich von der Verdrängungspolitik 
betroffen sind. Dementsprechend differenziert wird sie auch wahrgenommen. Entscheidend 
ist dabei das Erscheinungsbild des einzelnen. Es gibt durchaus Obdachlose, denen man ihre 
soziale Zugehörigkeit nicht ansieht. Einige achten sehr auf ihr Äußeres, rasieren sich, wa-
schen regelmäßig ihre Kleidung bzw. gehen zu Kleiderkammern, sobald sie zu zerschlissen 
ist. Besonders im Winter gibt es ausreichende Einrichtungen, die das ermöglichen. Diese 
Leute fallen dann in der Öffentlichkeit nicht auf. Herr Markowsky berichtete zum Beispiel von 
einem Obdachlosen, der sich nahezu täglich im Kulturkaufhaus Dussmann aufhielt. Er wurde 
dort geduldet, obwohl er nie etwas kaufte. Ein anderer, Samuel, erzählte, dass er fast jede 
Nacht im Warteraum eines Krankenhauses zubringt. Er ist nach einer Operation einfach da 
geblieben, als er nicht wusste, wohin er gehen sollte. Da er sich unauffällig verhielt, konnte 
er bleiben. 
Auf Obdachlose, die hingegen weniger auf ihre Körperhygiene achten, die unangenehm 
riechen, die sucht- oder psychisch krank sind, wirkt eine sozialräumliche Verdrängung deut-
lich intensiver. Ihre Obdachlosigkeit ist offensichtlicher und sie sind daher stärker staatlichen 
oder privaten Repressionen ausgesetzt. Leider ist der Zugang zu solchen Menschen äußerst 
schwierig, sodass dazu nur wenige Erkenntnisse vorliegen. Viele möchten nicht reden. Eini-
ge reagierten sofort verärgert oder aggressiv. Auch die Sozialarbeiter benötigen in solchen 
Fällen viel Zeit, um Beziehungen aufzubauen und Hilfe zu ermöglichen. Bei Interviews in 
Einrichtungen der Berliner Kältehilfe wurde daher zum Teil vorab eine entscheidende Vor-
auswahl der „umgänglichen“ Gesprächspartner durch die Verantwortlichen getroffen. 
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Ein Beispiel, das belegt, dass der Ausschluss stark selektiv funktioniert, ist eine Geschichte 
von Ralph und Anja. Im Oktober, noch bevor die Kältehilfe-Saison begonnen hatte, über-
nachteten sie täglich in der Vorhalle des Ostbahnhofs. Beide sind sehr unauffällig und beka-
men daher keine Probleme. Als sich einmal ein anderer, alkoholisierter Wohnungsloser zu 
ihnen setzte, um sich mit ihnen zu unterhalten, wurde dieser vom BSG umgehend aufgefor-
dert das Gelände zu verlassen. Damit mussten aber auch Ralph und Anja gehen. 
Des Weiteren ist die Verdrängung auch immer abhängig von dem Verhalten des Einzel-
nen. Dies wurde von mehreren Befragten betont. Dirk, ein 22-jähriger Obdachloser am 
Bahnhof Zoo, erzählte, dass der bloße Aufenthalt in der Bahnhofshalle toleriert würde. In den 
kalten Wintermonaten könne man sich dort für eine gewisse Zeit aufwärmen, solange man 
die Regeln einhält: Nicht trinken, nicht sitzen, nicht liegen, nicht betteln, nicht auffallen! Aber 
auch ein zu langer stiller Aufenthalt kann zum Rauswurf führen. Gruppierungen sind grund-
sätzlich unerwünscht und werden umgehend durch die „Rotkäppis“ aufgelöst. Ansonsten 
kennen die meisten Ordnungshüter im Bahnhof Dirk bereits. Man grüßt sich. Einer fragt so-
gar, wie es ihm geht. Lediglich wer neu ist würde überprüft, sagt er.  
Die Verdrängung wird immer auch gemessen an dem bereits Erlebten bewertet. Bei den 
Interviews wurde mit Leuten gesprochen, die zuvor bereits in München, Prag, Hamburg, Je-
na und Dresden auf der Straße gelebt hatten. Alle betonten, dass das Vorgehen in anderen 
Städten weitaus restriktiver sei. Ein Prager Punk meinte, dass dies auch ein Grund war, 
weshalb er seine Heimatstadt verlassen hatte. Ein anderer berichtete, dass er wegen seines 
„Bettelbechers“ in der Münchener Innenstadt für 24 Stunden in Polizeihaft saß, ohne Ankla-
ge, ohne Benachrichtigung anderer, ohne rechtliche Konsequenzen. Keiner dieser Befragten 
konnte meine kritischen Fragen zu einer eventuellen Verdrängungspolitik nachvollziehen. Sie 
verneinten diese. Die persönlichen Erfahrungen relativieren anscheinend die Sachlage. Inso-
fern profitiert Berlins Image von der ordnungspolitischen Strenge anderer Städte. Außerdem 
erzählten Zugezogene, dass die hiesige Bevölkerung grundsätzlich toleranter gegenüber den 
Bedürftigen und das soziale Versorgungssystem deutlich besser ausgebaut sei als woan-
ders. Auch solche Wahrnehmungen prägen den subjektiven Stadtcharakter. An dieser Stelle 
könnte eine weiterführende Untersuchung anhand eines Städtevergleichs für ein besseres 
Verständnis der gegenwärtigen Lage sorgen. 
Auch ein gewisses Problembewusstsein ist sicherlich notwendig für die Fähigkeit, bestimm-
te Erlebnisse als Ausdruck von Verdrängung zu begreifen und deren Zusammenhänge zu 
erkennen. Ein solches Bewusstsein ist aber unter den Obdachlosen sehr unterschiedlich 
ausgeprägt. Nun kann hier spekuliert werden, ob das mit dem einschränkten Zugang zu Me-
dien und zum politisch-gesellschaftlichen Diskurs, mit Krankheiten, Abhängigkeiten, ver-
schiedenen Bildungshintergründen oder den Erfahrungen des Einzelnen zusammenhängt. 
Klar ist jedoch, dass sich viele Obdachlose mit weitaus grundlegenderen Problemen ausein-
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andersetzen müssen, wie z.B.: Woher bekomme ich jetzt etwas zu essen? Wie komme ich 
an etwas Geld? Wo kann ich ungestört und sicher schlafen? Viele leben nur für den Moment. 
 Das unterschiedliche Problembewusstsein wird auch im folgenden Vergleich deutlich: Eine 
obdachlose Frau, die im Warmen Otto befragt wurde, war offenbar psychisch beeinträchtigt. 
Trotz eines langen Gespräches war ein genaueres Eingehen auf die eigentliche Problematik 
der Verdrängung unmöglich. Andererseits setzt sich Jan Markowsky als ehemaliger Obdach-
loser, Straßenfeger-Redakteur, Vorsitzender von Unter Druck e.V. und Mitglied der AG Le-
ben mit Obdachlosen seit langem sehr intensiv mit dem Thema Verdrängung auseinander. 
Er kritisiert immer wieder öffentlich die derzeitigen Zustände und beschreibt sie als systema-
tische Folgen von Privatisierung und Kommodifizierung. Er beginnt das Interview mit dem 
Satz: „Die Verdrängung aus dem innerstädtischen Raum ist schon passiert. Das ist Vergan-
genheit.“ Er berichtet von der Obdachlosen-Szene am Bahnhof Zoologischer Garten, die – 
gemessen an früheren Zeiten – deutlich reduziert wurde. Dann verweist auf andere Erschei-
nungen. Hecken in den Parkanlagen werden heute „bis zur Unkenntlichkeit zurückgeschnit-
ten“ und verlieren somit ihre Schutzfunktion für schlafende Obdachlose. Die meisten kosten-
freien Toiletten und Urinale sind bereits in den 1990er Jahren durch die Berliner Stadtreini-
gungsbetriebe (BSR) aufgegeben worden. Von dem Rückzug profitiert nun die Wall AG. Sie 
verbucht monatlich ca. 100.000 Besuche ihrer gebührenpflichtigen Toiletten (vgl. WALL AG 
2002). Obdachlose, die sich dieses Angebot nicht leisten können, müssen ihren Bedürfnis-
sen im öffentlichen Raum nachgehen. Dabei werden sie nicht selten mit dem Unverständnis 
der Restgesellschaft konfrontiert. Ein Verkäufer der motz life berichtet davon, dass seine 
Arbeit vor den Lebensmittelmärkten Aldi und Reichelt ausdrücklich unerwünscht sei (vgl. 
auch MOB E.V. 2009). Der Vorplatz ist fast immer Teil des Privatgeländes und einige Filiallei-
ter vertreiben die Bedürftigen konsequent. 
Letztlich ist Verdrängung aufgrund ihrer räumlich sehr unterschiedlichen Durchsetzung 
auch immer abhängig von dem jeweiligen Aufenthaltsraum des Einzelnen. Ein Obdachloser, 
der sich fast ausschließlich in einem innerstädtischen Wohnkiez aufhält und wenig öffentliche 
Verkehrsmittel nutzt, macht mit Sicherheit weniger schlechte Erfahrungen als ein Obdachlo-
ser in den gewerblichen Zentren, wie dem Kurfürstendamm, dem Alexanderplatz oder dem 
Potsdamer Platz, besonders wenn dieser dort einer regelmäßigen, inoffiziellen Arbeit nach-
geht. An dieser Stelle könnte eine weiterführende Untersuchung spezifischere Ergebnisse 
erzielen, indem sie über eine längere Zeit Obdachlose an unterschiedlichen Orten der Stadt 
begleitet und das Beobachtete und Erzählte detailliert vergleicht. 
Eine wichtige Nebenerkenntnis dieser Arbeit ist, dass die Geographie der Obdachlosigkeit 
auch durch die Kürzung der bezirklichen Sozialausgaben beeinträchtigt wird. Notunterkünfte 
und Tagesstätten mussten aufgrund fehlender Gelder schließen. Besonders gute weil kleine 
Unterkünfte stellten ihr Angebot in den letzten Jahren ein. Die große Notunterkunft Lehrter 
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Straße ist andererseits klar überlastet. Hier wird bereits ein erzwungener Wandel der inner-
städtischen Raumnutzung deutlich. Berücksichtigt man dabei, dass Obdachlose bestimmte 
Einrichtungen meiden, weil sie gezielt anderen Menschen ausweichen, wird klar, dass sich 
damit ihre Rückzugsmöglichkeiten entscheidend verringern. Ihr Raum wird eng und zwi-
schenmenschliche Spannungen nehmen zu. Die in den Interviews wahrgenommene Konkur-
renz zu Obdachlosen aus anderen Ländern – besonders gegenüber Polen – könnte sich 
dann zu einer gefährlichen Fremdenfeindlichkeit entwickeln.  
 
 
8 Fazit: Bewertung und Schlussfolgerung  
 
Der Anblick von Armut, Obdachlosigkeit und „individueller Verwahrlosung“ ist sicherlich für 
niemanden angenehm. Er ist aber notwendig, um die bestehenden, offensichtlich unzurei-
chenden Verhältnisse zu erkennen und zu  hinterfragen. Andreas FELDTKELLER schreibt, zum 
urbanen Leben gehörte stets auch die Auseinandersetzung mit allem Hässlichen, Unerfreuli-
chen und Quälenden des Stadtalltags (vgl. ebd. 1995: 59). Deren Sichtbarkeit nun gezielt zu 
reduzieren, indem man sie räumlich vertreibt und sozial ausgrenzt, hieße lediglich, äußerli-
che Symptome zu verbergen. Die eigentliche soziale Kernproblematik bliebe dabei unbe-
trachtet. Gleichzeitig verschlechtert sich mit einer innerstädtischen Verdrängung die allge-
meine Situation der Betroffenen. In diesem Sinne kann sie nur als romantisierende und zu-
gleich radikale Verklärung der eigentlichen sozialen Lage verstanden werden. Sie fungiert 
als gesellschaftliche Kosmetik und schafft lediglich potjomkinsche Scheinwelten. Der Verlust 
echter Öffentlichkeit als verbindendes Element verursacht jedoch Segregation, Intimisierung 
und soziale Polarisierung der urbanen Gesellschaft 
 
In Berlin findet durchaus eine Verdrängung der Obdachlosen aus dem innerstädtischen 
Raum durch dessen Kommodifizierung statt. Besonders der semi-öffentliche Raum gewinnt 
aufgrund wirtschaftsliberaler Stadtumstrukturierungen an Bedeutung und nimmt gleichzeitig 
eine Vorreiterrolle bei dem systematischen Ausschluss unerwünschter Bevölkerungsgruppen 
ein. Hier ist die Rechtsgrundlage am restriktivsten und hier werden exekutive, technische 
und architektonische Maßnahmen konzeptgemäß perfektioniert. Den Forderungen nach der 
Übertragung des privatwirtschaftlichen SOS-Konzeptes auf den öffentlichen Raum wird von 
Seiten der Berliner Politik nur bedingt nachgekommen. Dort hält man sich zurück. Es beste-
hen in Berlin keine US-amerikanischen Verhältnisse. Dennoch erscheinen das Modell der 
gefährlichen Orte und die Möglichkeit, eine Verdrängung durch bezirkliche Sondernutzungs-
verordnungen festzulegen, in Bezug auf das Grundgesetz zumindest fragwürdig und sollten 
dringend überdacht werden. Ein Blick auf die Verdrängungspolitik Berlins vor 2001, auf die 
Situation von Obdachlosen in anderen, konservativ regierten Gemeinden und Städten (hier 
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nicht explizit betrachtet) und besonders auf die weitreichenden Forderungen der Berliner 
CDU-Fraktion macht deutlich, dass der sozial-räumliche Ausschluss unter anderen politi-
schen Bedingungen deutlich intensiver wäre. 
 
Berlin kann sich unter den gegebenen ökonomischen Vorraussetzungen dem Wettstreit 
der Global Cities um Kapital nicht entziehen. Die Stadt ist wie alle anderen gezwungen, sich 
als attraktiver Investitions- und Lebensstandort zu präsentieren. Es ist die Aufgabe der Poli-
tik, zwischen sozialen und wirtschaftlichen Ansprüchen abzuwägen. In Bezug auf den Um-
gang mit Obdachlosen scheinen sich diese gewissermaßen gegenüber zu stehen. Dabei 
liegt nahe, dass sich die von Profit geleiteten Interessen auf lange Sicht durchsetzen werden, 
denn anders als das Gewerbe und die Sicherheitsindustrie, verfügen Obdachlose über keine 
einflussreiche Lobby. Hierin wird die doppelte Perfidität des derzeitigen Systems ansatzwei-
se deutlich. Arme werden in ihm einerseits geschaffen und andererseits zunehmend syste-
matisch ausgegrenzt. Unter den bestehenden Vorraussetzungen kann daher keine vertretba-
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 12  Anhang 







12.2 Interviews – Gedächtnisprotokolle 
 
Bemerkung: Es hat sich sehr schnell abgezeichnet, dass ein Aufnahmegerät die Gesprächsbe-
reitschaft unter Obdach- bzw. Wohnungslosen stark einschränkt. Deshalb wurde darauf verzich-
tet. Stattdessen wurden die Inhalte der meisten, frei geführten Interviews im Anschluss an das 
Gespräch aus dem Gedächtnis stichpunktartig niedergeschrieben. Das Folgende ist eine knappe 
Zusammenstellung dessen: 
 
Obdachlosentagesstätte Warmer Otto (Stadtmission) 
 
Interview mit Frau Benbelgacem (Sozialarbeiterin seit ca. 20 Jahren) und unbekannter Sozial-
arbeiter (während des Interviews hinzugekommen) 
• Angebot: soziale Kontakte, Aufwärmen, warmes Essen und Trinken, Kleiderkammer, Unter-
stützung bei Anträgen, Weitervermittlung 
• finanziert durch Bezirk 
• Kürzungen in den letzten Jahren (Neuöffnung einer Notunterkunft 18.01.2010 stellt neue 
50.000€ bereit, Betreuung aber durch andere) 
• Qualität der Betreuung leidet, Büroarbeit nimmt zuÆ „sehr müßig“ 
• Freiräume für individuelle Projekte wurden in den letzten Jahren „eingestampft“ 
• Versorgung mit Bekleidung, Taschen, Schlafsäcken aus der Kleiderkammer 
• ca. 20-30 % sind neue Gesichter, Großteil sind bekannt 
• obdachlose Frauen leben allgemein sozialer, fürsorglicher untereinander, Männer eher eigen-
brötlerisch 
• Problem: gesellschaftliche Individualisierung der Problematik: Obdachlosigkeit 
 
• früher der klassische Klischee-Obdachlose, in den 90ern viele „aus den neuen Bundeslän-
dern“, aus den LPGs („damals kamen viele ländliche Typen“) (bärtiger 50-jähriger Mann), heu-
te viele andere (Frauen, Migranten, Jugendliche) 
• Leute bleiben im Winter deutlich länger als im Sommer (werden nicht rausgeschmissen) 
• Problem: schnelle Sanktionierung durch JobCenter 
Ægezwungene Weitervermittlung trotz offensichtlicher Untauglichkeit zu der Arbeit 
Ækeine Vorschüsse- vieles wird lange geprüft trotz offensichtlicher Notwendigkeit und Berech-
tigung zur Hilfe, viele warten auf offizielle Bescheide, auch Sozialarbeiter haben z.T. Probleme 
mit den undurchschaubarem „Papierkram“ 
• ohne ein eigenes Konto ist man von vielem ausgeschlossen, Konto ist schwer zu bekommen 
• wenig Leute besitzen Fahrkarten, viele fahren schwarz, Tickets sind zu teuer 
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• Abkommen zw. Obdachloseneinrichtung und BVG, warmer Otto vermittelt, sodass die Strafe 
von notdürftigen Kontrollierten im Nachhinein auf 7€ reduziert werden können (eigentl. Ge-
heim – Einzelfälle) 
• Polnische Obdachlose haben zugenommen, haben es besonders schwer (Sprachprobleme, 
Versicherung, Ablehnung durch andere Obdachlose) 
 
• „Verdrängung findet statt“ (z.B. Alkoholverbot am Leopoldplatz) 
• viele Obdachlose sind sehr kiezverbunden, Marktsegment vermittelt oft leere Wohnungen am 
StadtrandÆ Umsiedlung würde aber aus dem sozialen Umfeld reißenÆ viele verzichten des-
halb 
• einige haben Angst vor der Wiedereingliederung in die Gesellschaft (täglichen Anforderungen 
ans Leben Rechnungen, Miete, Haushalt, Strom…) 
 
Interview mit „leicht verwirrter Frau, die so schnell spricht“ 
• obdachlos, lebt in der Notunterkunft Wollankstraße aus der sie nach einem Streit mit einer 
Sozialarbeiterin weggelaufen istÆ verunsichert: sie weiß nicht was nun mit ihren Sachen ge-
schieht 
• neu in der Stadt, aus der Nähe aus Göttingen, ging aus angst vor Strafanzeige wegen illega-
len Aufenthalts auf Firmengelände 
• verlor Hab und gut im Gebäudebrand (war bereits obdachlos, Kammer beinhaltete Sachen) 
• alles schwierig, fühlt sich durch Gesellschaft oft verstoßenÆ misstrauisch gegenüber allem 
um sie rumÆ Psychosen? 
• Zahnschmerzen seit TagenÆ ist offenbar nicht selbst in der Lage/ traut sich nicht, zu einem 
Zahnarzt zu gehen 
• hat während des gesamten Interviews Angst um ihre Tasche und legt dies nicht weg 
 
Obdachloser 1 („Der Sachse“) 
• 10 Jahre auf Platte in Berlin und Dresden 
• Dresden war gegenüber Berlin viel härter („alles hat was gekostet… ohne Geld ging gar 
nischt“ ) 
• Es kann gefährlich sein sich auf dem Platz von anderen Obdachlosen (Gruppe) niederzulas-
senÆ Vertreibung durch Gewalt möglich. 




• War vorher im Gefängnis und ist dann auf die Straße gekommen 
Æ weiteres Befragen nicht möglich 
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motz-live-WG (Weserstraße – Friedrichshain) 
 
Obdachloser (Name unbekannt) 
Persönliches: 
• Gewerbliche Insolvenz und Streit mit der FreundinÆ Obdachlosigkeit 
• 4-5 Monate auf Platte im Treptower Park, mit Schlafsack auf einer Bank, Messer griffbereit 
• Fahrrad als Fortbewegungsmittel (meist kleiner Aufenthaltsraum, weil mäßige Mobilität) 
• Fahrkartenstrafe ist ein Problem, da man die Geldstrafe später zahlen muss, wenn man wie-
der mit Behörden in Kontakt kommt 
 
Unterkunft: 
Alles sehr ordentlich und gut ausgestattet (Fernseher, Küche, großer Speisetisch, Laptops...) 
Übernachtung kostet 3,50/ Nacht, einige sind schon länger hier, man darf auch über Tag in der 
Unterkunft bleiben (eher Wohnungslosenpension?), alle gehen aber tagsüber arbeiten 
Zwei Plätze sind für Neue frei, Einstieg über Kontakte 
 
Vertreibung: 
• Die „Rotkäppies sind scharf“Æ können sich Fahrschein zeigen lassenÆ gehen gezielt auf 
unordentlich aussehende Leute zuÆ Vertreibung 
• Kontrolleure sind nicht interessiert an ZeitungsverkäufernÆ keine Maßnahmen 
• Seriöse Verkäufer besitzen eine Fahrkarte (Gefahr 40 € ist zu groß) 
• ALDI vertreibt z.T. (je nach Filialleiter) Zeitungsverkäufer 
 
 Unter Druck e.V. (Wedding)  
 
Jan Markowsy 
• „Die Verdrängung aus dem innerstädtischen Raum ist schon passiert, ist schon Vergangen-
heit.“ 
• private Security vertreiben konsequent 
• aufgrund von Beschwerden z.B. Alkoholverbot Leopoldplatz 
Æ Methoden werden immer wieder versucht, sind scheinbar erfolgreich, denn wer nur nach 
dem äußeren guckt, erkennt Erfolge. Dass es sich dabei aber nur um eine räumliche Verlage-
rung handelt, wird nicht gesehen (+ zeitliche Verzögerung). 
• Es gibt auch heute an bestimmten Stellen Platzverbote (Verweiß: Klik) 
• Punks sind besonders betroffen (aufgrund ihres Äußeren) 
• Am Alexanderplatz und im Tiergarten schlafen sehr Viele, sind aber sehr belebt 
• Plätze zum „Platte machen“: i. d. R. wo man allein ist. (macht aber jeder anders) 
• BZ-Verdrängung des Drogenhandels (Breitscheidplatz)Æ „Büsche werden bis zur Unkennt-
lichkeit zurückgeschnitten“ und verlieren so ihre Schutzfunktion 
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Normaler Tag:   
• Sommer: Stellen zum Schlafen, immer in der Nähe zum jeweiligen Frühstücksort 
• Frühstücken 
• Warten auf Mittag (Zeitvertreib sehr unterschiedlich) 
• Abendbrot nur manchmal 
• Bewegung in ganz Berlin (wenn man Nachtcafés nutzt notwendig, da sie immer an unter-
schiedlichen Tagen geöffnet sind)Æ man trifft immer wieder die selben Leute. 
• Unterschied im Sommer: lediglich zwei feste Stellen zum „Platte machen“ 
 
• ÖPNV – Bußgeld-Ticket hat nicht gestört, es gab ja keine Adresse 
• Rutsche machen ist eine Notlösung, in der Regel wird man nicht sitzen gelassen (geeignete 
Linien: S1 Oranienburg, S2 Bernau, heute RingÆ lang & ohne Abstellgleis), Gefahr: Diebstahl 
• Bunkern: Sachen in den Grünanlagen verstecken, Gefahr: Verlust 
• Es gibt nicht den Obdachlosen! 
• Bsp. Obdachloser fast täglich im Dussmann-Kulturkaufhaus 
• Viele bewegen sich nur in ihrem KiezÆ Ängste, Heimatgefühl, Gemeinschaft, Freunde 
• Notunterkünfte: immer auf und ab! Je nach finanzieller Situation 
• Lehrter Straße stand unter KritikÆ verbessert worden, aber nicht auf allgemeinen Stand 
• Standart: Iso-Matte & Decke gestellt, oft: Bettwäsche 
• Viele beliebte und wichtige sind zu! (bes. katholische E. haben geschlossen) 
• BGS hatte in den 1990ern massiv eingegriffen, Verbringungsgewahrsam heute nicht mehr, 
leichte Verbesserung, Szene am Bahnhof Zoo ist deutlich kleiner gewordenÆ Vermutung: 
Verdrängung zeigt Wirkung 
• Freeganismus gibt es nichtÆ im GegenteilÆ Supermärkte schließen Container ab 
• Einkaufszentren werden selten aufgesucht wegen der priv. Sicherheit. 
• Verdrängungsmöblierung: Bänke (M. gibt verschiedene Bsp.) 
• Es fehlen kostenfreie Toiletten 
• BVG restriktiv gegen Händler 
• Kameraüberwachung in der S-Bahn stärker als in BVG (ist aber sachlich falsch!)  
• Gewalt unter Obdachlosen gibt esÆ Hunde als Schutz, in letzter Zeit weniger Obdachlose mit 
Hunden (Problem: mit Hunden kommt man nicht in viele Kältehilfe-Einrichtungen) 
• Gewalt gegen Obdachlose 
• Obdachlose am Leopoldplatz sind z.T. ehemalige Afghanistan-Soldaten 
 
Die Arche (Nachtcafé in einer Kirche in Nord-Treptow) 
 
• Sehr schlicht eingerichtet, zwei kleine Schlaf- und Essensräume (Polen und Deutsche ge-
trennt), alles sehr eng, einige kommen nur zum Essen, Matratzen und Bettbezüge werden ge-
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stellt (Standard), Sozialarbeiter sind Studenten – keine Sozialarbeiter, Einlass ab 18:30, 
schließt gegen 8:00 Uhr morgens 
 
Ronny (Name auf Wunsch geändert) 
• gilt hier als „Urgestein“ seit ca. 15 Jahren auf Berlins Straßen 
• Verkäufer des Straßenfegers 
• Verkauft nicht in der Bahn. „Ick bin doch nich lebensmüde!“ (ist einmal vom Sicherheitsdienst 
verwiesen worden nur weil er mit Zeitungen eingestiegen ist, hatte diese gerade gekauft, noch 
nicht in den Rucksack gepackt, aber keine Absicht sie zu verkaufen) 
• In der Bahn verkaufen fast nur Abhängige, um ihre Drogen bezahlen zu können 
• Hat Hausverbot in der Notunterkunft Lehrter Straße (spricht sehr schlecht darüber, in diesem 
Winter dort ein Großeinsatz der Polizei mit umfangreichen Personkontrollen), Hausverbot 
macht ihm aber nichts: „Da sind sowieso fast nur noch die Polen.“ Er schätz dort ihren Anteil 
auf 90% (Xenophobie!?)  
• Fahrkarten sind zu teuer (hin und zurück, Hund kostet auchÆ fährt deswegen nicht zu den 
Ämtern) 
• Er will mit seiner Freundin weg aus Berlin. „Hier kann man doch nicht mehr leben“Æ bezieht 
sich aber weniger auf die Verdrängung aus dem öffentlichen Raum (gibt es aber seiner Mei-
nung nach), sondern auf die Gesamtsituation: Jobcenter, Sozialamt, keiner hat mehr Geld, Die 
Stadt ist überfüllt mit BedürftigenÆ „Das Leben hier ist härter geworden“ 
• Ist nicht besonders auskunftsbereit, etwas misstrauisch, will lieber wieder in seinem Buch le-
sen 
 
Ralph & Anja  
• Ehepaar, ca. 40-50 Jahre alt, beide sehr nett und auskunftsbereit 
• sind seit einem halben Jahr auf der Straße 
• schlafen nur in Nachtcafés und Notübernachtungen, niemals draußen 
• im Internet kursieren Tausende Photos von Obdachlosen (Gerücht?) 
• gehen dann jeden Morgen (nach Frühstück und Ausfegen des Raumes) in die MUT-
Tagesstätte (Friedrichshain) 
• sammeln unterwegs Flaschen 
• immer zu Fuß unterwegs, kein Geld für Fahrkarten, trauen sich nicht schwarz zu fahren 
• in der Tagesstätte: reiner Aufenthalt, sehr langweilig, Karten spielen, unterhalten, Brettspiele, 
fernsehen, in der Kleiderkammer stöbern... reines überdauern der Zeit, einmal geht Ralph und 
holt die Nahrungsmittel für die Tagesstätte von kooperierenden Großhändlern ab 
• Gegen 16:30 gehen sie zurück zum Nachtcafé (fast immer Die Arche) damit sie pünktlich da 
sind 
• Die Nacht ist sehr unruhigÆTüren knallen, Leute husten, reden (im Schlaf), einige gehen oft 
auf die Toilette und rauchen (eigentl. Verboten),  in vielen anderen, meist großen Unterkünften 
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wird heimlich (trotz Alkoholverbot) süßer Wein aufgekocht, es kommt oft zu Streit zwischen 
(alkoholisierten) PersonenÆ manchmal Gewalt (fehlende Sicherheit) 
• Anja: man kommt nicht richtig zum Schlafen, am nächsten Tag ist sie immer müde 
• Anja: „Sodom und Gomorrha“Æ „Wir gehen durch die Hölle.“ 
 
Das Gespräch wird immer wieder durch eine andere obdachlose Frau unterbrochen, die mit am 
Tisch sitzt und ihre Geschichte erzählen will: Sie berichtet, wie sie von ihrem Ex-Mann und den 
Sozialämtern „betrogen worden ist“ und ihr im Rechtsstreit ihr Haus verloren hat. Sie berichtet von 
Übergriffen auf ihre Person in anderen Einrichtungen (Pensionen), die sie nun meidet. Sie erzählt 
von „unfähigen“ Sozialarbeitern, die die Obdachlosen hinter deren Rücken unsachlich und vorein-
genommen einschätzen und diese Informationen an die Ämter weitergeben. Sie wiederholt sich 
oft, wobei sie immer wieder von einer umfassenden Verschwörung „alle[r]“ ausgeht. Gleichzeitig 
streitet sie sich immer wieder mit Ronny am Nachbartisch. (Sie wird von den anderen im Raum 
offensichtlich als für „ etwas verrückt“ gehalten) 
 
• Ralph: Alkoholismus ist ein großes Problem unter den Obdachlosen 
• 21:00 Uhr – Nachtruhe – Der Raum wird vorbereitet 
• Ralph lädt mich für den nächsten Tag in die MUT-Obdachlosentagesstätte ein, um in Ruhe 
weiterreden zu können 
Sozialarbeiter der Arche 
• Sind eigentlich Studenten, keine ausgebildeten Sozialarbeiter, werden „gut bezahlt“, über-
nachten auch in der Unterkunft (Küche) 
• Keine Abweisungen der Obdachlosen, können meistens alle aufnehmen, Vermutung: Abspra-
che unter den Gästen 
• Die Obdachlosen sind abends deutlich müder und geschaffter vom Tag als sie es früher wa-
ren 
 
MUT-Obdachlosentagesstätte (Strahlauer Platz) 
 
Ralph & Anja (Teil 2) 
Persönliches: 
• kommen aus der näh von Frankfurt a. M. (F.), Ralph hatte in Berlin zeitweise Arbeit gefunden, 
sind Opfer eines Betrügers geworden, haben alles verloren, daraufhin Anzeige erstattet und 
sollen nun gegen den Betrüger als Hauptbelastungszeugen in einem Prozess gegen einen 
(mafiösen) „Betrügerring“ aussagen. 
• dürfen Berlin nicht verlassen (gerichtliche Auflage), andernfalls: Androhung Beugehaft 
• besitzen praktisch nichts mehr in Berlin, leben seit einem halben Jahr auf der Straße und war-
ten auf den Gerichtstermin, damit Anja noch aussagen kann 
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• die vom Gericht gestellten Gutscheine für eine Pension sind nutzlos, weil diese dauerhaft völ-
lig ausgelastet ist, erste Übernachtungsmöglichkeit irgendwann im Mai 
• Sozialamt empfiehlt, zurück nach F. zu gehen. Es kann keine Gelder auszahlen, da R. & A. in 
F. gemeldet sind. 
• Im vertraulichen: haben bereits Fahrkarten zurück nach Frankfurt (in zwei Wochen) 
In Berlin: 
• schlafen in der Taborkirche, in dem Nachtcafé Die Arche und in dem Nachtcafé in Wittenau 
(dieses auch im Sommer) 
• Belegung ist unter den Obdachlosen „abgesprochen“, wenn man angesprochen wird, erzählt 
man, dass dort kein Platz mehr sei (was auch den Tatsachen entspricht). 
• Personen mit Hunden werden oft nicht aufgenommen, schlafen dann (z.B. in der Taborkirche) 
draußen, unterm Vordach  
• weite Wege – z.T. vier Stunden hin und zurück, zwei Mal in der Woche Æ Probleme 
• vor der Kältehilfe-Saison, haben sie in der Halle im Ostbahnhof übernachtet (im sitzen, denn 
liegen ist verboten)Æ in der Zeit war es schon sehr kalt und der Bahnhof voll mit Obdachlosen 
• Ralph und Anja wurden anfangs geduldet, sind dann aber dem Personal aufgefallen und wur-
den später manchmal rausgeschmissenÆ nachts in der Kälte umhergelaufen um nicht auszu-
kühlen 
• Die Bahn-Security geht gegen Obdachlose sehr rüde vor  
• ein, zwei mal haben sie im Terminal des Flughafens Tegel zwischen den Touristen übernach-
tet – das machen viele, ansonsten auch im Internetcafé (wurden sie auch rausgeschmissen 
trotz Bezahlung) und bei McDonalds (geduldet) 
• Verdrängung Obdachloser findet statt 
• einige Obdachlose handeln mit den kostenlos erhaltenen Medikamenten  
• es fehlen öffentliche Toiletten (großes Problem) 
• Verweis auf die Gestaltung der BänkeÆ im Europacenter (nachts geöffnet) wurden alle Bänke 
abgebaut 
 
Die Teupe (Neukölln – Teupitzer Straße) 
 
Herr Deck (Leiter der Notunterkunft Die Teupe und Koordinator der Berliner Kältehilfe) 
• deutliche Zunahme der osteuropäischen ObdachlosenÆ neue Probleme (viele sind alkohol-
abhängig, geschiedene Männer, treten anders als bisher in Gruppen (der „klassische Obdach-
lose“ (Hobo-Typ) wird abgelöst) auf und sprengen die Kapazitäten, Kommunikation nur 
schwer möglichÆ Hausordnungen werden ins polnische übersetzt, Bedarf polnischer Sozial-
arbeiter wächst 
• viele Polen und Rumänen haben im inoffiziellen Sektor gearbeitet, diese Arbeit verloren und 
sind nun mittellos (keine Absicherungen)Æ Verdacht: viele arbeiten und nutzen die Kältehilfe, 
um Miete zu sparen. 
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• Obdachlose aus anderen Ländern sind ausgeschlossen von Sozialleistungen, können nicht 
dauerhaft in Pensionen wohnen, ihnen bleibt nur die Kältehilfe und das Leben auf der Straße, 
Aufstieg im abgestuften Wohnungslosenhilfesystem Berlins nicht möglich. 
• vele ziehen Massenunterkünfte wie die Lehrter Straße vor, denn dort bleiben sie annonym und 
werden nicht am nächsten morgen von Sozialarbeitern auf ihre Person und Handlungsoptio-
nen angesprochen 
• Kältehilfe zu über 100% ausgelastet (verspricht entsprechende Dokumente zuzuschicken) 
• ungleiche Verteilung der Kältehilfe-EinrichtungenÆ Annahme: einige Bezirke konzentrieren 
sich stärker auf die Unterbringung in Pensionen und Heimen gemäß ASAOG Bln 
• Angebote sind sehr unterschiedlich 
 
Stadtmission Ostbahnhof  
ÆAudioaufzeichnung leider unbrauchbar 
 
Obdachlosenpfarrer Manfred Herbrechtsmeier 
• seit ca. 20 Pfarrer für Obdachlose 
• erzählt von der Notwendigkeit seiner Arbeit  
• Obdachlose sind sehr kiezbezogen und immobil (viele bleiben an dem vertrauten Ort, bei den 
Bekannten)Æ Problem Vernetzungen wie z.B. Organisation einer Weihnachtsfeier zwischen 
zwei Einrichtungen in unterschiedlichen Bezirken nicht möglich, viele haben „keine Lust“ be-
stimmte (Bezirks-)Grenzen zu überschreiten 
• H. kennt fast alle der Obdachlosen beim Namen 
Beobachtung: Leute kommen nur widerwillig zur Andacht, werden aber mit Kaffee und Kuchen 
gelockt. 
 
Frau aus Belgien 
• Situation in Belgien ist besonders schlecht, schlechtes Fürsorgesystem für Obdachlose 
• ist vor ihrem Mann nach Streitigkeiten geflohen  
• besitzt Fahrkarte für verschiedene europ. Länder und reist mit dieser seit ca. zwei Wochen 
umher (schläft und wäscht sich in der Bahn)Æ geht nie weit weg von den Bahnhöfen 
• meidet Notunterkünfte (kann aber überzeugt werden in eine Unterkunft nur für Frauen zu ge-
hen um für eine Nacht „richtig zu schlafen“) 
 
Wohnungsloser (vor der Bahnhofsmission) 
• frührer im Gefängnis und auf der Straße, Grund: verstoß aus der Familie 
• es gibt öfter mal Konflikte mit Sicherheitsdiensten, weil sich manche nicht freiwillig vertreiben 
lassenÆ dann wird auch schon mal Gewalt angewendet 




Interviews auf der Straße 
 
Dirk (Bahnhof Zoo – nördl. Ausgang)  
• aus Thüringen, 22 Jahre, war in Heimen und Psychiatrien 
• wirkt sehr ordentlich, aufmerksam, ist redsam 
• hält sich meistens am Bhf. Zoo auf 
• kennt sich gut aus, kennt im Umkreis Möglichkeiten zum kostenlos telephonieren, emails abru-
fen, duschen, günstig einkaufen 
• viele auf der Straße trinken (er schätzt: 4 von 5), er selbst auch 
• schläft zur zeit in der Notunterkunft Lehrter Straße (hat dort seinen festen Platz) 
• kennt sich gut im Umkreis aus, hat dort viele Freunde, kennt Orte wo er den verschiedenen 
Tätigkeiten nachkommen kann (Internet, Duschen, Wäsche waschen, Essen…) 
• die DB-Sicherheiten sind im Winter duldsam (nur hinsetzen, hinlegen und Gruppenbildungen 
werden unterbunden – kurzer Aufenthalt zum Aufwärmen sind erlaubt) 
• de DB-Sicherheiten kennen die meisten Obdachlosen und sind zum Teil per Du – nur bei Un-
bekannten werden Personalien geprüft (Polizei) 
• ihm gegenüber sind die „Rotkäppis“ freundlich (Welpenschutz?) 
• weite Ämtergänge sind z.T. nicht zu schaffen (besitzt aber einen Fahrschein) 
 
Samuel Nasar (genannt Sam), 24 Jahre (Neukölln) 
• aus Ghana, war Student an der Uni Cambridge (Exam in Maths) (Stipendium der Bill-Gates-
Foundation) 
• Sehr ordentlich & gepflegt (Trick: Kleidung in SchichtenÆ sauberste Kleidung ist die Äußers-
te), in Gesprächen sehr abwesend & traurig („i´m not supposed to live like this“) 
• kam mit Stipendium nach Berlin, lebte im Haus of Nations am Leopoldplatz (480€ Miete!) 
• verlor sein Stipendium, Herzoperation  
• wurde obdachlos durch Auslaufen des Stipendiums, kein Geld um nach Hause oder nach 
England zu kommen 
• Lebt seitdem auf der Straße, übernachtet im Warteraum vom KrankenhausÆ wird dort gedul-
det 
• ist viel im JobCenterÆ freier InternetzugangÆ bekommt aber keine Arbeit, weil er kein 
deutsch spricht (oder weil er kein EU-Bürger ist?) 
• wurde aus der Notunterkunft Pumpwerk geschmissen, nachdem man dort seine Sachen 
durchsucht (Verdacht auf illegalen Status?) und den Cambridge -Ausweis gefunden hat (hat 
dort jetzt Hausverbot) 
• Telefonat mit dem Pumpwerk ergibt: Man hat dort den Verdacht, dass er Geld von seinem 
Vater bekommt. Zitat: „Wir sind hier kein Hotel!“ 
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Obdachloser im U-Bhf-Leopoldplatz 
• alkoholisiert, sehr abweisend, fast aggressiv 
• war ehemaliger Bundeswehr-Soldat im Einsatz 
 
Bettler an der Friedrichstraße (nahe dem S-Bahnhof) 
• ist dort sehr oft, teilt sich das Gebiet mit den Straßenfeger-Verkäufer auf der anderen Stra-
ßenseite 
• Keine Verdrängung durch Polizei/ SecurityÆ dezentes, defensives Betteln „ist erlaubt“ (Æ 
eher: wird toleriert?) 
• einmal dort Personenkontrolle 
• Hatte kurz zuvor ärger mit einem Punker, der in dem Moment 20 Meter weiter  schnorrt, indem 
er die Leute anspricht 
• ungeschriebenes Gesetz „man schnorrt nicht in direkter Nähe zu einem anderen Schnorrer“ 
• Wer seinen Platz besetzt vorfindet, sucht sich einen anderen in der Nähe, manch fordern ihn 
auch ein (Æabhängig vom Charakter). 
 
„verwahrloster“ Mann im Ringcenter (Bank im Erdgeschoss) 
• einfaches Niederlassen wird geduldet, er hatte bisher keine Probleme  
• Bemerkung: sehr misstrauischÆ er geht sofort nach meiner sehr kurzen Befragung 
 
Straßenfeger-Verkäufer (in U-Bahn – Alexanderplatz) 
• „Die Rotkäppis sind scharf“ 
• 900€ oder 60 Tage Gefängnis für illegalen Verkauf, er ist aber nie aufgegriffen worden, hat 
„Anzeige“ der BVG per Post erhalten 
 
Straßenfeger-Verkäufer (S-Bhf. Storkower Straße) 
• Ring-Bahn in der Ecke ist seine Strecke. Jeder weiß das. Rivalitäten gibt es nicht (ÆWider-
spruch) 
• Probleme mit der Security gibt es selten: „Das sind doch auch nur Menschen“, die meisten 
kennen ihn und wissen, dass er keinen Ärger machtÆ einer hat sogar mal eine seiner Zeitun-
gen abgekauft 
 
Straßenmusiker (U-Bhf. Französische Straße) 
• ist nicht obdachlos, besitzt eine Spielgenehmigung für diesen Ort, Kosten: 6,60 pro Tag, Orte 
werden jeden Mittwoch Morgen am Rathaus Steglitz nach Bezahlen der Gebühr zugelost,  
• keiner hat ein Vorrecht für ein Gebiet 
 
Flaschensammler (Platz – Nähe Rosenthaler Platz) 
• feste Route im Kiez, meistens nachts unterwegsÆ Hauptarbeitszeit, weil mehr Flaschen  
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• man kennt sich untereinander 
• keine staatlichen Repression, dafür manchmal Beleidigungen durch Passanten 
 
Oliver (ca.  40 Jahre alt) (Vorhalle des Ostbahnhofs) 
• war früher selbständig, medizinischer Nothelfer und Firmenweiterbildungen Ersten Hilfe 
• persönlich: Berufliches BurnOut, Frau verloren, Alkoholabhängig (gerade auf Entzug), woh-
nungslos 
• Wohnungslose sind häufig lieber in Bahnhöfen als in den Tagesstätten, „weil hier wenigstens 
was passiert“. 
• während des Interviews geschah folgendes (gelöschter Textschnipsel aus der BA-Arbeit): 
„Der unterschiedliche Umgang mit unerwünschten Personen führt auch zu skurrilen Szenen. 
Während eines Interviews in der Bahnhofshalle des Ostbahnhofs hielt sich unweit eine Men-
schengruppe auf. Sie unterhielten sich laut und tranken Alkohol, bis sie von der BSG des Gelän-
des verwiesen wurden, offensichtlich nicht zum ersten Mal. Währenddessen saßen ungefähr 20 
andere, die erkennbar keine Reisenden waren, verteilt –  allein oder in kleinen Grüppchen – in der 
Halle und beobachteten das Geschehen im Zentrum. Einige kommentierten es leise. Alles erin-
nerte stark an ein Theater: Bühne, Zuschauer, namentlich bekannte Protagonisten, Reisende als 
unwissende Statisten, Spannungsbogen und Abgang. Kurz nach Beendigung des ‚Stückes’ leerte 
sich die Halle. Mein Gesprächspartner merkte an, es sei Essenszeit. In der Nähe hatte eine Sup-
penküche aufgebaut. Er verabschiedete sich und ging auch.“ 
 
Bettler mit Hund am U-Bhf. Kurfürstendamm (neben dem südlichen Ausgang)  
• bekommt dort keine Probleme, ist öfter dort, wurde in Berlin noch nie verdrängt 
• Berliner sind sehr höflich & man kann immer unterkommen 
• Kommt urspr. aus Prag (dort ist Repression gegen Außenseiter viel stärker), war überall in 
Europa 
• Probleme gibt es nur wenn er runter (in den U-Bhf.) geht 
 
Bettlerin am U-Bhf. Zoo (mit kleinem Hund) (Eingang auf Höhe der Bushaltestellen) 
• wird manchmal durch die Polizei weggeschickt, mit der Begründung, „dass man die da nicht 
haben wolle“ 
• während des Gesprächs stehen 5 BSG-Securities auf der anderen Seite des U-Bhf.- Eingangs 
und beobachten unsÆ die Frau geht kurz nach unserem Gespräch (ohne von denen ange-
sprochen worden zu sein) 
 
„Fahrkarten(wieder)verkäufer“ am U-Bhf.-Eberswalder Straße (Prenzl. Berg) 
 
• Punk, ca. 25 Jahre alt, lebt seit zwei Jahren immer zeitweise auf der Straße 
• holt Tickets am Hauptbahnhof, verkauft sie Eberswalderstraße 
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• er muss öfter mal „flitzen“ um den „Rotkäppis“ zu entkommen, er hat den geübten Blick, um 
sie (z.T. auch zivil) zu erkennen, und ist schnell zu fußÆ bisher hat ihn noch keiner bekom-
menÆ Freunde von ihm wurden schon erwischtÆ haben z.T. auch Anzeigen wegen „Urkun-
denfälschung“ erhalten (früher gab es auch welche, die genau dieses Geschäft betrieben hat-
ten – heute nutzt die BVG diesen Umstand aus, um bei den Kunden Misstrauen zu streuen) 
• rät mir vom Einstieg in das Geschäft ab („musst du vorsichtig sein“), weil die Plätze schon 
verteilt sind, und man da Ärger kriegen kannÆ man hält zusammen 
 
Ergänzung: Eigene Beobachtungen 
• „Obdachlose“ leben stärker im Hier und Jetzt, sie leben für den Moment und Planen wenig die 
nahe Zukunft (Geld wird zu Alk, Bsp.: Dirks Kumpel sammelt lange Geld für ein Astra Rotlicht) 
• Normalerweise ist Wohnung/ Haus ein Ort: 
- an dem verschiedene Funktionen zusammenkommen (essen schlafen waschen…) 
- wo Dinge materiellen oder emotionalen Ursprungs sicher verwahrt werden können 
- privater Rückzugsraum, der Sicherheit garantiert 
Æ das gilt nicht für Obdachlose (isst schläft, uriniert, arbeitet, wäscht sich an unterschiedlichen 
OrtenÆ räumliche VerteilungÆ weiß aber gut Bescheid wo es was wann gibt (besonders ältere) 
• Die Suche nach Essen, der Weg zur nächsten Unterkunft/ Platte, Arbeiten, evtl. Organisation 
von Geld, Nahrung, Drogen etc. strukturiert den Tag 
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